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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Stefan Keuter
(AfD)

Welche Kenntnisse besitzt der Bundesnachrich-
tendienst (BND) über die am 13. bzw. 14. August 
2021 erfolgte abschließende Einigung in den 
innerafghanischen Verhandlungen, über die der 
NATO-Vertreter Stefano Pontecorvo den Unter-
suchungsausschuss Afghanistan des Deutschen 
Bundestages am 2. März 2023 informierte (vgl. 
www.bundestag.de/mediathek/ausschusssitzungen
?videoid=7551153#url=L21lZGlhdGhla292ZXJs
YXk/dmlkZW9pZD03NTUxMTUz&mod=media
thek)?

Antwort des Bundesministers beim Bundeskanzler,
Wolfgang Schmidt
vom 30. Januar 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Stefan Keuter, Hannes Gnauck und der Fraktion der 
AfD auf Bundestagsdrucksache 20/7224 verwiesen.

2. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Erkennt die Bundesregierung in den vom soge-
nannten Zentrum für politische Schönheit (ZPS) 
erstellten Deep Fakes, die bewusst Aussagen von 
Bundesorganen verfälschen bzw. vollständig ge-
fälschte, aber täuschend echte Erklärungen von 
Bundesorganen für politische Zwecke generieren, 
eine Delegitimierung des Staates und seiner Insti-
tutionen (vgl. auch Antwort der Bundesregierung 
auf die Schriftliche Frage 1 des Abgeordneten 
Andreas Bleck auf Bundestagsdrucksache 
20/9662)?

Antwort des Staatssekretärs Steffen Hebestreit
vom 29. Januar 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 auf Bundes-
tagsdrucksache 20/9662 verwiesen.

3. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Welche Finanzmittel hat die Bundesregierung im 
Jahr 2023 für die Schaltung von Werbeanzeigen 
in Kinos, Filmtheatern, Autokinos und ähnlichen 
öffentlichen Filmvorführungsstätten insgesamt 
verausgabt (bitte nach den einzelnen Bundes-
ministerien, dem Bundeskanzleramt, der Beauf-
tragten für Kultur und Medien sowie des Presse- 
und Informationsamts der Bundesregierung auf-
schlüsseln und die Gesamtsumme angeben)?
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Antwort des Staatssekretärs Steffen Hebestreit
vom 29. Januar 2024

Die Bundesregierung betreibt keine „Werbung“ im allgemeinsprach-
lichen Sinne des Wortes. Sie nutzt Informationsmaßnahmen, um die 
Bürgerinnen und Bürger über Tätigkeit, Vorhaben und Ziele der Bundes-
regierung zu informieren und somit ihren verfassungsmäßigen Informa-
tionsauftrag zu erfüllen (vgl. BVerfGE 44, 125; 154, 320).
Sofern Kosten für die im Jahr 2023 durchgeführten Schaltungen von In-
formationsspots in Kinos, Filmtheatern oder Autokinos angefallen sind, 
können diese der nachfolgenden Übersicht entnommen werden.
Sie belaufen sich insgesamt auf rund 1.702.030 Euro. Es handelt sich 
dabei um die reinen Schaltkosten inklusive Mehrwertsteuer, ohne Agen-
turhonorare und ohne Kreationskosten. Die für das Bundesministerium 
der Verteidigung angegebenen Ausgaben umfassen ausschließlich Kos-
ten zur Personalgewinnung.

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz:
690.789 Euro

Bundesministerium für Arbeit und Soziales:
281.278 Euro

Bundesministerium der Verteidigung:
215.780 Euro

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz:
514.183 Euro

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz

4. Abgeordneter
Roger Beckamp
(AfD)

In welcher Höhe hat Deutschland seit Oktober 
2023 die Ausfuhr von Rüstungs- bzw. Kriegs-
gütern nach Israel nicht nur genehmigt, sondern 
tatsächlich ausgeführt, und wer hat diese Ausfuh-
ren finanziert (bitte in Monatsscheiben angeben)?

Antwort des Staatssekretärs Sven Giegold
vom 31. Januar 2024

Für sonstige Rüstungsgüter liegen der Bundesregierung Daten zu tat-
sächlichen Ausfuhren (Exporten) nicht vor. Der Wert der dem Statisti-
schen Bundesamt von in Deutschland ansässigen Unternehmen und dem 
Bundesministerium der Verteidigung gemeldeten Kriegswaffenausfuh-

Drucksache 20/10233 – 2 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



ren aus der Bundesrepublik Deutschland nach Israel für Oktober, No-
vember und Dezember 2023 kann der Anlage entnommen werden.
Bei der Außenhandelsstatistik handelt es sich um eine Monatsstatistik; 
die in der Anlage enthaltenen Zahlen sind vorläufig. Zahlen für Januar 
2024 liegen noch nicht vor.
Hinsichtlich der in der Anlage enthaltenen Zahlen kann dem Statisti-
schen Bundesamt zufolge nicht ausgeschlossen werden, dass anhand des 
Gesamtwerts und der Einzelangaben eine Re-Identifizierung betroffener 
Unternehmen möglich ist. Die Bundesregierung ist daher nach sorgfälti-
ger Abwägung zu der Auffassung gelangt, dass der Wert der tatsäch-
lichen Ausfuhren für Oktober, November und Dezember 2023 zum 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen geheimhaltungsbe-
dürftig ist. Die entsprechenden Informationen sind als „VS – NUR FÜR 
DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft und in der Anlage zu dieser 
Antwort enthalten.* Im Übrigen erhebt das Statistische Bundesamt gene-
rell keine weiteren Angaben zu den Spezifika der gemeldeten Kriegs-
waffenausfuhren wie deren Finanzierungsquelle.
Im Übrigen folgt die Bundesregierung dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) und unterrich-
tet den Deutschen Bundestag über abschließende positive Genehmi-
gungsentscheidungen sowie die Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvor-
haben.

5. Abgeordnete
Joana Cotar
(fraktionslos)

Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich zu 
Sicherheitsbedenken bezüglich chinesischer Pro-
gramme wie dem „863“-Programm und der Tat-
sache, dass Konzerne, die an diesem staatlichen 
chinesischen Programm zur Technologiegewin-
nung teilnehmen, in Deutschland Firmen überneh-
men (https://apollo-news.net/pekings-schatten-in-
goettingen)?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 2. Februar 2024

Die Bundesregierung beobachtet und analysiert kontinuierlich die strate-
gischen Ansätze Chinas in den Bereichen Industrie und Technologie, 
insbesondere auch im Zusammenhang mit geo- und sicherheitspoliti-
schen Entwicklungen. Sowohl Chinas Ziele, wie sie u. a. der aktuelle 
Fünfjahresplan für den Zeitraum 2021 bis 2025 und die Mittelfristpla-
nung bis 2035 vorsehen, als auch die chinesische Strategie der soge-
nannten zivil-militärischen Fusion sind der Bundesregierung bekannt.
Die Bundesregierung hat im Juli 2023 erstmals eine nationale China-
Strategie verabschiedet, die als einen Leitgedanken einen umfassenden 
Risikominderungsansatz im Verhältnis zur Volksrepublik verfolgt.
Dazu zählt auch die Stärkung wirtschaftlicher Sicherheit, u. a. durch die 
Novellierung des Investitionsprüfungsrechts.

* Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz hat die Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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6. Abgeordneter
Thomas Dietz
(AfD)

Wie viele Windindustrieanlagen/Windräder wur-
den nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2021 bis 2023 in Deutschland zurück 
gebaut (bitte Gesamtwerte für den Zeitraum nach 
Bundesländern aufschlüsseln), und bei wie vielen 
davon erfolgte durch das Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) eine Kontrolle über den vollständigen 
Rückbau der Fundamente gemäß § 35 Absatz 5 
Satz 2 i. V. m. Satz 3 des Baugesetzbuches?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 1. Februar 2024

In den Jahren 2021 bis 2023 wurden in Deutschland insgesamt 1.005 
Windenergieanlagen zurückgebaut. Berücksichtigt wurden Windenergie-
anlagen mit einer Leistung von mehr als 15 Kilowatt. Der Rückbau ver-
teilte sich wie folgt auf die Länder.

Endgültig stillgelegte Windanlagen (mit mehr als 15 Kilowatt 
Leistung) in den Jahren 2021 bis 2023
Bundesland Anzahl
Baden-Württemberg    10
Bayern     5
Brandenburg    89
Bremen     1
Hessen    13
Mecklenburg-Vorpommern    50
Niedersachsen   189
Nordrhein-Westfalen   173
Rheinland-Pfalz    30
Sachsen    27
Sachsen-Anhalt   152
Saarland     2
Schleswig-Holstein   255
Thüringen     9
Summe 1.005

Die Auswertung beruht auf Daten des Marktstammdatenregisters der 
Bundesnetzagentur, die am 29. Januar 2024 abgerufen wurden.
Die Überprüfung der Einhaltung der Rückbauverpflichtung von Wind-
energieanlagen obliegt den zuständigen Baugenehmigungsbehörden der 
Länder und den nach Landesrecht zuständigen Behörden.

7. Abgeordneter
Christian Görke
(fraktionslos)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, welchen Einfluss Spekulation per Algorith-
men, Roboter oder sog. Hochfrequenzhandel auf 
die Preise am Gasmarkt im dritten Quartal 2022 
hatten, und wenn ja, welche Handlungen erfolgten 
seitens Bundesregierung oder nachgeordneter Be-
hörden diesbezüglich (vgl. https://energynewsmag
azine.at/2022/09/09/das-raubt-uns-die-letzte-ener
gie/)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 30. Januar 2024

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor.

8. Abgeordneter
Fritz Güntzler
(CDU/CSU)

Wie begründet die Bundesregierung ihre Auffas-
sung in dem Papier „Industriepolitik in der Zei-
tenwende“, dass „der deutsche Steuerstandort [...] 
nach wie vor ein hohes Maß an Rechtssicherheit 
und Stabilität“ bietet, wenn Deutschland in Stu-
dien, wie beispielsweise dem Länderindex Famili-
enunternehmen des Zentrums für europäische 
Wirtschaftsforschung bei dem Teilindikator 
„Rechtssicherheit“ nur auf Platz 13 landet (Quel-
le: www.familienunternehmen.de/media/public/p
df/publikationen-studien/studien/Laenderindex-20
22_Studie_Stiftung-Familienunternehmen.pdf, 
S. 69)?

Antwort des Staatssekretärs Sven Giegold
vom 1. Februar 2024

Der Teilindikator „Rechtssicherheit“ der zitierten Studie der Stiftung Fa-
milienunternehmen basiert unter anderem auf Expertenbefragungen zur 
Unabhängigkeit der Justiz, zur Effizienz des Rechtssystems und zum 
Schutz von materiellen und geistigen Eigentumsrechten. Die Bundes-
regierung macht sich die Ergebnisse der Studie nicht zu eigen.
Die zitierte Passage der Industriestrategie des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz stellt auf den Steuerstandort und damit ins-
besondere auf die deutsche Finanzverwaltung und die Finanzgerichts-
barkeit ab, die zusammen ein hohes Maß an Rechtssicherheit bieten und 
ein ordnungsgemäßes Besteuerungsverfahren sicherstellen.

9. Abgeordneter
Thomas Heilmann
(CDU/CSU)

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die gesetz-
lichen Vorschriften für Fußbodenheizungen, ins-
besondere in den §§ 61 und 63 des Gebäudeener-
giegesetzes (GEG), an den Stand der modernen 
Technik anzupassen, um so die Forderung nach 
einer „selbsttätig wirkenden Einrichtung zur 
raumweisen Regelung der Raumtemperatur“ 
(§ 63 GEG) erfüllbar zu machen und auf diese 
Weise die Energieeffizienz zu erhöhen , vor dem 
Hintergrund, dass die derzeitige Drossel-Rege-
lung keine Regelung nach DIN 19226 mit ge-
schlossenem Wirkkreis sondern eine zwei-Punkt-
Steuerung ist, die von einem Raumthermostaten 
gesteuert wird, der nicht die geforderte Raumtem-
peratur sondern nur die Temperatur der konvektiv 
aufgeheizten Luft im Raum (20 Prozent ) messen 
und steuern kann, nicht jedoch die über elektro-
magnetische Strahlung an die Raum-Umschlie-
ßungsflächen (80 Prozent) abgegebene Wärme?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 30. Januar 2024

Aus Sicht der Bundesregierung sind die in den §§ 61 und insbesondere 
63 des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) gestellten Anforderungen auch 
für Fußbodenheizungen erfüllbar. Die für Fußbodenheizungen markt-
gängigen und üblichen regelungstechnischen Ausstattungen (Einzel-
raumregelungssysteme mit thermischen oder motorischen Stellantrieben 
und einer raumweisen Temperaturerfassung sowie einer zentralen Rege-
lung der Vorlauftemperatur durch den Wärmeerzeuger) erfüllen diese 
Anforderungen.
Das GEG formuliert grundsätzlich Mindestanforderungen, eine bessere 
regelungstechnische Ausstattung wird dadurch nicht ausgeschlossen.

10. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Inwiefern ist die von der EU geplante Satelliten-
konstellation IRIS² nach Kenntnis der Bundes-
regierung für KI-Applikationen vorbereitet, insbe-
sondere zum Schutz gegenüber Kompromittie-
rung des Systems sowie Space Debris?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 29. Januar 2024

Das finale Angebot des Konsortiums (BAFO – Best and final offer) liegt 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor. Nach aktueller Kenntnis-
lage ist die Nutzung von regenerativem „Onboard Computing“ vom 
IRIS²-Konsortium geplant. Grundsätzlich ist damit eine Adaption der 
Datenprozessierung denkbar. Inwieweit das Konsortium, das für die Im-
plementierung verantwortlich ist, hier auch die Nutzung von Künstlicher 
Intelligenz (KI) zum Schutz gegenüber Kompromittierung des Systems 
sowie Weltraumschrott in Betracht zieht, wird erst nach Abgabe und 
einer eventuellen Präzisierung des finalen Angebotes deutlich werden.

11. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Hat die Bundesregierung Berechnungen ange-
stellt, wie hoch die gesamtgesellschaftlichen Kos-
ten sind, um das gesetzlich verankerte Ziel der 
Klimaneutralität bis 2045 zu erreichen, und wie 
positioniert sich die Bundesregierung zu den Zah-
len des Handelsblatt Research Institutes (www.ha
ndelsblatt.com/unternehmen/energie/erneuerbare-
energie-so-teuer-ist-die-energiewende/10000259
7.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 26. Januar 2024

Die Bundesregierung hat keine eigenen aktuellen Berechnungen zu den 
gesamtgesellschaftlichen Kosten der Transformation in Richtung Klima-
neutralität angestellt. Eine derartige Berechnung sähe sich komplexen 
Herausforderungen gegenüber und müsste zahlreiche Annahmen mit er-
heblichen Unsicherheiten treffen.
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Insbesondere müssten neben den vom Handelsblatt genannten Investi-
tionskosten auch vermiedene Energieausgaben berücksichtigt werden, 
die z. B. für Investitionen in fossile Kraftwerke oder die dafür erforder-
lichen Brennstoffe einer alternativen Energieversorgung anfallen wür-
den. Auch die Kosten des unterlassenen Klimaschutzes – z. B. zuneh-
mende Überschwemmungen oder Trockenperioden – müssten in einer 
solchen Betrachtung berücksichtigt werden.

12. Abgeordneter
Tilman Kuban
(CDU/CSU)

Geht aus Sicht der Bundesregierung mit einem 
möglichen Verkauf von Wintershall-Dea AG an 
das britische Unternehmen Harbour Energy im 
Bereich der CCS-Technologie (CO2-Abscheidung 
und -Speicherung; englisch: carbon dioxide cap-
ture and storage) Know how in Deutschland (spe-
ziell im Bereich Einlagerungstechnik) und Zu-
gang zu europäischen Einlagerungsprojekten für 
die angestrebte Transformation im Energiebereich 
verloren, weil kein anderes Unternehmen mit 
deutschem Mutterkonzern diese Technologie be-
treibt (www.welt.de/wirtschaft/article249206978/
Wintershall-Dea-Deutschland-verliert-einzigen-O
el-und-Gaskonzern.html)?

Antwort des Staatssekretärs Udo Philipp
vom 30. Januar 2024

Der mögliche Verkauf der Wintershall Dea AG ist zunächst ein unter-
nehmerischer Vorgang, den die Bundesregierung nicht bewertet. Sofern 
die Frage auf ein etwaiges Investitionsprüfverfahren abzielt, wird um 
Verständnis gebeten, dass aufgrund der Betroffenheit von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen der beteiligten Unternehmen keine näheren Aus-
künfte gegeben werden können.

13. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Welche Erkenntnisse zieht die Bundesregierung 
aus den jüngsten Äußerungen des US-Präsidenten 
Joe Biden hinsichtlich des Nicht-Ausweitens
von LNG-Flüssiggasexporten aus den USA, und 
welche etwaigen Maßnahmen leitet sie hieraus ab 
(vgl. www.tichyseinblick.de/kolumnen/aus-aller-
welt/die-usa-drosseln-ihren-gas-export-was-zeigt-
wie-sehr-sich-deutschland-ausgeliefert-hat/, zu-
letzt abgerufen am 29. Januar 2024)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 1. Februar 2024

Die Entscheidung der US-Regierung, vorübergehend keine Exportge-
nehmigungen für geplante LNG-Exportterminals mehr zu erteilen, lässt 
den Terminmarkt bislang unbeeindruckt.
Es ist vorhersehbar, dass die Maßnahme einzelne Vorhaben verzögern, 
das weltweite LNG-Angebot aber, wenn überhaupt, erst nach dem Jahr 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 7 – Drucksache 20/10233

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

https://www.welt.de/wirtschaft/article249206978/Wintershall-Dea-Deutschland-verliert-einzigen-Oel-und-Gaskonzern.html
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/aus-aller-welt/die-usa-drosseln-ihren-gas-export-was-zeigt-wie-sehr-sich-deutschland-ausgeliefert-hat/


2027 beeinflussen wird. Zu diesem Zeitpunkt wird nach allgemeiner 
Einschätzung ein beträchtlicher Angebotsüberschuss auf dem welt-
weiten LNG-Markt erwartet. Die Bundesregierung steht in engem Aus-
tausch mit der US-Regierung zu diesem Thema.

14. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Wie viele Förderanträge sind mit Stichtag 31. De-
zember 2023 beim Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) für den Einbau einer 
sogenannten Wärmepumpe im Jahr 2023 gestellt 
worden (bitte nach der Richtlinie „Bundesförde-
rung für effiziente Gebäude“ (BEG) und „Antrag 
im Rahmen der Bundesförderung für effiziente 
Wärmenetze“ (BEW) aufschlüsseln), und wie 
viele Anträge aus dem Jahr 2023 sind bis dato 
noch nicht bearbeitet worden (www.faz.net/aktuel
l/wirtschaft/ampel-ziel-von-500-000-waermepum
pen-wird-verfehlt-19468430.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 1. Februar 2024

Beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) sind in 
der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) im Jahr 2023 
112.633 Anträge für die Förderung von Wärmepumpen gestellt worden. 
Aktuell (mit Stand vom 29. Januar 2024) sind noch 7.624 Anträge aus 
2023 unbearbeitet. Darunter sind auch Anträge ohne Wärmepumpen.
Beim BAFA sind in der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 
(BEW) im Jahr 2023 im Modul 3 (Einzelmaßnahmen) fünf Anträge für 
die Förderung von Wärmepumpen gestellt worden. Von diesen ist kein 
Antrag unbearbeitet. Daneben können in Anträgen auf Förderung von 
Maßnahmenpaketen im Rahmen der systemischen Förderung von Wär-
menetzen (Modul 2) ebenfalls geplante Investitionen in Wärmepumpen 
enthalten sein.

15. Abgeordneter
Jens Spahn
(CDU/CSU)

Welche Entwicklung bei den Strompreisen erwar-
tet die Bundesregierung in diesem und in den 
kommenden Jahren (bitte jährlich von 2024 bis 
2035 angeben), und wie haben sich diese Progno-
sen im Vergleich zu vorherigen Erwartungen 
(siehe Antwort der Bundesregierung zu Frage 74 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
auf Bundestagsdrucksache 20/8076) entwickelt?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 29. Januar 2024

Wie bereits in der Antwort zu Frage 74 der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU „Offene Fragen 
zum Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes“ in Bundestagsdrucksache 
20/8076 dargelegt, sind Energiepreisprognosen mit großer Unsicherheit 
behaftet. Vor diesem Hintergrund prognostiziert die Bundesregierung 
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keine Preise; bei den in der damaligen Antwort auf die Kleine Anfrage 
genannten Preisen handelte es sich um Annahmen, die im Rahmen von 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen getroffen wurden. Aktualisierte An-
nahmen liegen nicht vor.
Grundsätzlich am besten geeignet für ein repräsentatives Bild der vom 
Markt erwarteten Strompreisentwicklung ist die Entwicklung an den 
Terminbörsen. Aktuell notieren beispielsweise die Future-Kontrakte für 
Strom für 2025 bei knapp unter 80 Euro pro Megawattstunde, für 2026 
bei knapp über 70 Euro pro Megawattstunde. Im August 2023 (Datum 
der Bundestagsdrucksache 20/8076) lagen diese Kontrakte jeweils um 
rund 50 Prozent höher. Mit Blick auf diese gegenüber dem Zeitpunkt der 
Antwort auf die Kleine Anfrage gesunkenen Preiserwartungen der 
Marktteilnehmer ist aus heutiger Sicht auch bei den Endverbraucherprei-
sen von einem niedrigen künftigen Preisniveau als damals auszugehen.

16. Abgeordneter
Jens Spahn
(CDU/CSU)

Welche Ausgaben aus dem EEG-Konto erwartet 
die Bundesregierung im Jahr 2024, und welche 
konkreten Annahmen (wie beispielsweise: Strom-
preis, Anzahl der Anlagen in EEG-Einspeisever-
gütung, Einnahmeseite etc.) liegen dieser Berech-
nung zugrunde?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 29. Januar 2024

Die Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ermitteln jährlich den Erneuerba-
re-Energien-Gesetz-Finanzierungsbedarf für das jeweils folgende Kalen-
derjahr. Die Prognose basiert auf mehreren Annahmen, insbesondere der 
Entwicklung der Preise an der Strombörse, die u. a. durch den Stromver-
brauch, das Wetter und internationale CO2- und Brennstoffpreise beein-
flusst werden. Wenn die Strompreise an der Börse niedrig sind, fällt der 
EEG-Finanzierungsbedarf höher aus. Wenn der Strompreis an der Börse 
hoch ist, ist der EEG-Finanzierungsbedarf niedriger.
Nach der Prognose durch die ÜNB gemäß § 4 des Energiefinanzierungs-
gesetzes (EnFG) wurde für 2024 ein EEG-Finanzierungsbedarf von 
10,6 Mrd. Euro ermittelt. Die zugrunde liegenden konkreten Annahmen 
können der Veröffentlichung der ÜNB vom 25. Oktober 2023 (www.net
ztransparenz.de/xspproxy/api/staticfiles/ntp-relaunch/dokumente/erneuer
bare%20energien%20und%20umlagen/eeg/eeg%20finanzierung/eeg-fin
anzierungsbedarf/2023-10-25%20ver%C3%B6ffentlichung%20eeg-fina
nzierungsbedarf%202024.pdf) entnommen werden. Weitere Informatio-
nen über die Herleitung zentraler Annahmen sind in der Mittelfristprog-
nose im Auftrag der ÜNB dargelegt (www.netztransparenz.de/xspproxy/
api/staticfiles/ntp-relaunch/dokumente/erneuerbare%20energien%20und
%20umlagen/eeg/eeg%20finanzierung/eeg-finanzierungsbedarf/202309
29_endbericht_enervis.pdf).
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17. Abgeordnete
Antje Tillmann
(CDU/CSU)

Wird der durch die kurzfristige CO2-Preiserhö-
hung bei Bauaufträgen des Bundes mit Kalkula-
tionsursprung vor der kurzfristigen CO2-Preis-
veränderung entstehende Preissteigerungsanteil 
durch eine Preisgleitklausel ausgeglichen und so-
mit die kurzfristig politisch beschlossene Preis-
steigerung nicht einseitig Bauunternehmen aufge-
bürdet, und wenn ja, wie konkret, wenn nein, wa-
rum nicht?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Philipp Nimmermann
vom 29. Januar 2024

Die Frage bezieht sich nach hiesigem Verständnis vorwiegend auf die 
CO2-„Bepreisung“ von Treibstoff (Diesel bzw. Benzin), da andere für 
Bauleistungen relevante CO2-lastige Materialien wie Zement oder Stahl 
bereits dem EU-Emissionshandel unterliegen und insofern von der aktu-
ellen Erhöhung gemäß Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) nicht 
betroffen sind.
In den Vergabeverfahren des Bundesbaus soll Preisgleitung vereinbart 
werden, wenn mit Preisveränderungen gerechnet werden muss, die für 
den Unternehmer ein nicht kalkulierbares Preisrisiko darstellen würden 
und der Anteil des betroffenen Stoffes am Gesamtauftragswert nicht 
ganz unwesentlich ist.
Nachträgliche Vereinbarung von Preisgleitklauseln ist denkbar, wenn 
nach Abschluss des Vertrages infolge unerwarteter Preisschwankungen 
eine so belastende Situation eintritt, dass ihm das Festhalten am Vertrag 
nicht zugemutet werden kann (Wegfall der Geschäftsgrundlage, § 313 
BGB). Andernfalls gebietet das Haushaltsrecht zum Schutz des Bundes-
haushalts ein Festhalten an der vereinbarten Risikoverteilung.
Das BEHG regelt seit Januar 2021 eine jährlich ansteigende CO2-„Be-
preisung“, die für alle betroffenen Marktteilnehmer transparent und kal-
kulierbar war und ist.
Die Steigerung, die für das Jahr 2023 vorgesehen war, wurde lediglich 
wegen der infolge des Krieges gegen die Ukraine krisenbedingten Preis- 
und Lieferschwierigkeiten vorübergehend ausgesetzt. Mit einer über 
2023 hinausgehenden Aussetzung war aufgrund der bestehenden klima-
tischen Handlungszwänge nicht zu rechnen. Bereits im Verlauf des Jah-
res 2023 zeigte sich eine zunehmende Stabilisierung der Lieferketten. 
Auftragnehmern von treibstofflastigen Gewerken war die Beobachtung 
der Preisentwicklung nicht unzumutbar. Die Erwartung, dass der Emis-
sionshandel gemäß BEHG bald wieder auf einen etwas höheren Preis-
pfad zurückkehren würde, war spätestens seit Veröffentlichung des 
Gesetzentwurfs zum Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 im Sommer 
2023 bekannt.
Die nun im Jahr 2024 eintretende Kostensteigerungen für Treibstoff ge-
mäß BEHG auf 45 Euro pro Emissionszertifikat liegt bei circa 3 Prozent 
(bei Annahme eines gerundeten Literpreises für Diesel von 1,50 Euro 
und einem CO2-Aufschlag von 0,05 Euro). Hierbei war eine geplante 
Erhöhung auf 40 Euro pro Emissionszertifikat im Jahr 2024 bereits seit 
dem Sommer 2023 bekannt, die im Dezember 2023 beschlossene etwas 
stärkere Anhebung des CO2-Preises für 2024 um weitere 5 Euro auf 
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45 Euro schlägt sich insoweit lediglich in einer zusätzlichen Mehrbelas-
tung des Dieselpreises um circa 0,018 Euro nieder.
Bei dieser auf die Gesamtauftragssummen im Bauwesen bezogenen 
doch eher geringen preislichen Auswirkung der CO2-Preiserhöhung be-
steht daher nach derzeitiger Einschätzung weder zivilrechtlich noch 
haushaltsrechtlich eine Veranlassung, die im Werk- und Bauvertrag üb-
liche Risikoverteilung umzukehren.
Eine Kompensation von Mehrkosten durch eine steigende CO2-Beprei-
sung ist im BEHG außerhalb von Carbon-Leakage-gefährdeten Wirt-
schaftssektoren grundsätzlich nicht vorgesehen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

18. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Wurden an „CORRECTIV“ Bundesmittel ausge-
reicht, und falls ja, in welcher Höhe wurden seit 
seiner Gründung im Jahr 2014 jährlich Bundes-
mittel an „CORRECTIV“ ausgereicht (bitte unter 
Nennung des Förderzwecks und des Haushalts-
titels nach Jahresscheiben aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 1. Februar 2024

Zur Erhebung der für die Beantwortung der Fragen erforderlichen An-
gaben wurden die Ress-orts beteiligt. Es ist darauf hinzuweisen, dass 
trotz größtmöglicher Sorgfalt wegen der Kürze der für die Beantwortung 
zur Verfügung stehenden Zeit Unsicherheiten bzw. Unschärfen so-wie 
Lücken beim Ergebnis der Ressortabfrage nicht ausgeschlossen werden 
können und bei der Interpretation der Antworten von einer Heterogenität 
der Antwortbeiträge der Ressorts auszugehen ist.
Die Ressortabfrage hat ergeben, dass aus dem Bundeshaushalt in den 
Jahren 2014 bis 2023 folgende Bundesmittel an CORRECTIV ausge-
reicht wurden.
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19. Abgeordneter
Fritz Güntzler
(CDU/CSU)

Wie hoch schätzt die Bunderegierung die Verrin-
gerung des Verwaltungsaufwands zur Berechnung 
der Steuerbemessungsgrundlage im Falle einer 
Umsetzung des BEFIT-Vorhabens (BEFIT: Busi-
ness in Europe: Framework for Income Taxation) 
für deutsche Unternehmen, und stimmt sie mit der 
EU-Kommission überein, dass der Verwaltungs-
aufwand zur Berechnung der Steuerbemessungs-
grundlage um bis zu 65 Prozent gesenkt werden 
könnten (Quelle: Europapolitische Vorausschau 
2024 für den Finanzausschuss des Deutschen 
Bundestages)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 30. Januar 2024

Der Bundesregierung ist es ein wichtiges Anliegen, die Wirtschaft und 
Verwaltung von Bürokratie zu entlasten.
Zum derzeitigen Zeitpunkt ist eine Bezifferung der von den BEFIT-
Regelungen ausgehenden Auswirkungen auf den Verwaltungsaufwand 
nicht möglich. Einer fundierten Einschätzung wären die Ergebnisse aus 
weiteren Verhandlungen im Rat zugrunde zu legen. Während der Ver-
handlungen wird die Bundesregierung ein besonderes Augenmerk auf 
dem mit den Regelungen im Zusammenhang stehenden Verwaltungsauf-
wand für Wirtschaft und Verwaltung haben.

20. Abgeordneter
Fritz Güntzler
(CDU/CSU)

Wie positioniert sich die Bundesregierung ange-
sichts des Urteils des Bundesfinanzhofs im 
Wächtler-Verfahren (Az. I R 35/20) zur dauerhaf-
ten und zinslosen Stundung der Wegzugsbesteue-
rung bei Wegzug in die Schweiz und EU-/EWR-
Staaten, und sieht sie Anpassungsbedarf bei der 
aktuellen gesetzlichen Regelung der Wegzugsbe-
steuerung nach § 6 des Außensteuergesetzes?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 2. Februar 2024

Die Aussagen des Bundesfinanzhofs in seinem Urteil vom 6. September 
2023 sind auf die alte Rechtslage zur Wegzugsbesteuerung nach § 6 des 
Außensteuergesetzes vor 2022 begrenzt. Die Bundesregierung sieht da-
her derzeit keinen Anpassungsbedarf zum geltenden § 6 des Außensteu-
ergesetzes.

21. Abgeordneter
Enrico Komning
(AfD)

Welche Nicht-Regierungsorganisationen 
(„NGOs“) wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung mit Mitteln des Bundeshaushalts oder 
eines Sondervermögens des Bundes im Jahr 2023 
in jeweils welcher Höhe unterstützt, bzw. geför-
dert, bzw. in irgendeiner Weise finanziert?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 2. Februar 2024

Die folgenden Angaben entsprechen den mit zumutbarem Aufwand in 
der vorgegebenen Frist ermittelbaren Informationen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass das parla-
mentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit 
steht, siehe Urteil vom 7. November 2017, 2 BvE 2/11, Rz. 249. Es sind 
alle Informationen mitzuteilen, über die die Bundesregierung verfügt 
oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung bringen kann. Wei-
tergehende Recherchen im Sinne der Fragestellung würden die Arbeits-
fähigkeit der betroffenen Bereiche massiv einschränken, da sie eine hän-
dische Zählung und Auswertung einer Vielzahl von Datensätzen erfor-
derten. Die in der anliegenden Tabelle übermittelten Angaben sind die 
bestmöglichen Näherungswerte, die in der kurzen Bearbeitungsfrist er-
mittelt werden konnten.
Die Antwort für das Jahr 2023 finden Sie in der Anlage.*

22. Abgeordneter
Stephan Mayer 
(Altötting)
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung den stark an-
gestiegenen positiven Target-2-Saldo Deutsch-
lands sowie dessen fiskalische Entwicklung im 
Vergleich mit den anderen Mitgliedsländern im 
Euro-Raum, und welche konkreten Erkenntnisse 
beziehungsweise Sachstände liegen der Bundes-
regierung zu den Rückzahlungswahrscheinlich-
keiten offener Verbindlichkeiten vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 29. Januar 2024

TARGET, der Nachfolger des TARGET2-Systems, ermöglicht als Indi-
vidualzahlungsverkehrssystem des Eurosystems die Abwicklung von 
nationalen und grenzüberschreitenden Zahlungen in Zentralbankgeld. 
TARGET-Salden stellen systeminterne Verrechnungssalden innerhalb 
des Eurosystems dar. Sie entstehen bei der Abwicklung grenzüberschrei-
tender Zahlungen über TARGET, welche unterschiedliche Ursachen 
haben können. Beispielsweise führen die Bezahlung einer aus Deutsch-
land nach Frankreich exportierten Ware oder der Kauf eines Wertpapiers 
von einer deutschen Geschäftsbank durch die französische Zentralbank 
für sich genommen zu einer Forderung der Deutschen Bundesbank be-
ziehungsweise einer Verbindlichkeit der französischen Zentralbank 
gegenüber der Europäischen Zentralbank. Voraussetzungen ist aber in 
jedem Fall, dass die jeweilige Geschäftsbank bereits über ausreichende 
Zentralbankliquidität auf ihrem TARGET-Konto verfugt. Die Forderun-
gen und Verbindlichkeiten gegenüber der Europäischen Zentralbank 
werden aggregiert, woraus sich die jeweiligen TARGET-Salden ergeben.
Der Anstieg der TARGET-Salden ab dem Jahr 2015 war insbesondere 
auf die technische Abwicklung der geldpolitischen Netto-Wertpapier-
ankäufe des Eurosystems zurückzuführen. Mit Stand vom 29. Dezember 
2023 beliefen sich die Forderungen der Deutschen Bundesbank aus 
TARGET insgesamt auf rund 1.093 Mrd. Euro. Sie lagen damit um un-

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/10233 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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gefähr 176 Mrd. Euro unterhalb des Vorjahreswertes im Dezember 2022 
(circa 1.269 Mrd. Euro). Risiken für das Eurosystem könnten aus TAR-
GET-Verbindlichkeiten einer nationalen Zentralbank nur dann entstehen, 
wenn deren Mitgliedstaat die Währungsunion verließe und die nationale 
Zentralbank dabei ihren Verbindlichkeiten gegenüber der Europäischen 
Zentralbank nicht nachkäme. Die Bundesregierung geht vom Fortbe-
stand der Währungsunion in ihrer heutigen Form aus.
TARGET-Salden sind systeminterne Verrechnungssalden des Eurosys-
tems und spiegeln nicht unmittelbar die fiskalische Ausrichtung der Mit-
gliedstaaten des Euroraums wider. Hinsichtlich der allgemeinen fiskali-
schen Entwicklung Deutschlands im Vergleich zu den anderen Mitglied-
staaten des Euroraums wird auf die Herbstprognose der Europäischen 
Kommission aus dem vergangenen November verwiesen: Dieser zufolge 
dürfte in EU und Euroraum das Defizit im laufenden Jahr auf je 2,8 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sinken (nach 3,2 Prozent im Vor-
jahr) Die Schuldenstandsquoten sollen 2024 in der EU von 83,1 auf 
82,7 Prozent des BIP zurückgehen, im Euroraum von 90,4 auf 89,7 Pro-
zent des BIP. Für Deutschland erwartete die Europäische Kommission 
(Stand: November 2023) für 2024 ein Haushaltsdefizit in Höhe von 
1,6 Prozent des BIP sowie eine Schuldenstandsquote von 63,6 Prozent 
(Werte für 2023: 2,2 beziehungsweise 64,8 Prozent des BIP). Damit sin-
ken in Deutschland beide Werte ausgehend von einem unterdurch-
schnittlichen Niveau und schneller als im Aggregat.

23. Abgeordneter
Dr. Michael 
Meister
(CDU/CSU)

Welche konkreten Schritte plant die Bundesregie-
rung – nachdem das italienische Parlament im 
Dezember 2023 die Ratifizierung der Reform des 
Euro-Rettungsfonds ESM abgelehnt hat (www.zei
t.de/news/2023-12/21/italien-blockiert-reform-de
s-euro-rettungsfonds) – auf europäischer Ebene 
beziehungsweise in Richtung der italienischen 
Regierung zu unternehmen, um darauf hinzuwir-
ken und dafür zu werben, dass die nur noch in 
Italien ausstehende Ratifizierung der ESM-Re-
formpläne doch noch so bald wie möglich er-
folgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Florian Toncar
vom 2. Februar 2024

Im November 2020 hatte sich die Eurogruppe auf eine Reform des 
ESM-Vertrags geeinigt; am 27. Januar 2021 wurde das ESM-Ände-
rungsübereinkommen u. a. auch von Italien unterzeichnet. Lediglich 
Italien hat das ESM-Änderungsübereinkommen bis heute noch nicht ra-
tifiziert. Das italienische Parlament hat am 21. Dezember 2023 eine 
Ratifikation des ESM-Änderungsübereinkommens abgelehnt. Nach den 
der Bundesregierung vorliegenden Informationen darf nach der Verfah-
rensordnung des italienischen Parlaments in den nächsten 6 Monaten 
dort nicht erneut über einen Antrag zur Ratifizierung des ESM-Überein-
kommens abgestimmt werden. Die Einbringung einer Gesetzesvorlage 
zur Ratifizierung des ESM-Änderungsübereinkommens bzw. dessen Ra-
tifizierung sind souveräne Entscheidungen der italienischen Regierung 
bzw. des italienischen Parlaments, auf welche die Bundesregierung kei-
nen unmittelbaren Einfluss nehmen kann. Die Ratifizierung des ESM-
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Änderungsübereinkommens ist regelmäßig Thema in der Eurogruppe 
und ist auch Gegenstand hochrangiger Gespräche der Bundesregierung 
mit der italienischen Regierung.

24. Abgeordneter
Victor Perli
(fraktionslos)

Wie viele Verstöße gegen das Mindestlohngesetz 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung von 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) im Jahr 
2023 festgestellt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 1. Februar 2024

In der Arbeitsstatistik der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der 
Zollverwaltung wird nicht die Anzahl festgestellter Verstöße, sondern 
die Anzahl der wegen Verdachts auf Ordnungswidrigkeiten oder Straf-
taten eingeleiteten Ermittlungsverfahren statistisch erfasst.
Im Jahr 2023 hat die FKS insgesamt 7.249 Ermittlungsverfahren wegen 
Verstößen gegen das Mindestlohngesetz eingeleitet.

25. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Inwiefern wird im Bundesfinanzministerium das 
Vorhaben zur Aufhebung der Ungleichbehand-
lung von Inner-Haus- und Außer-Haus-Verzehr 
im Steuersystem verfolgt, nachdem die Parlamen-
tarische Staatssekretärin Katja Hessel am 29. No-
vember 2023 im Plenum des Deutschen Bundes-
tages diesen Aspekt der Vereinfachung im Steuer-
system als eines der großen Projekte bezeichnet 
hat, die schon seit Langem im Steuerrecht anste-
hen und angegangen werden müssten (Plenarpro-
tokoll 20/140, S. 17704), und wie ist der Umset-
zungsstand?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 30. Januar 2024

Die Unterscheidung der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von Spei-
sen beim Außer-Haus- und In-Haus-Verzehr beruht auf der Verschieden-
artigkeit der jeweiligen Leistungen.
Reine Lebensmittellieferungen ohne zusätzliche Dienstleistungselemen-
te sowie Außer-Haus-Verkäufe zubereiteter Nahrungsmittel durch gast-
ronomische Betriebe unterliegen regelmäßig dem ermäßigten Umsatz-
steuersatz in Höhe von 7 Prozent nach § 12 Absatz 2 Nummer 1 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) in Verbindung mit Anlage 2 zum UStG.
Wenn zusätzlich zu der Lieferung von zubereiteten Speisen weitere 
Dienstleistungselemente wie z. B. Sitzgelegenheiten, Bedienung oder 
die Bereitstellung und Reinigung von Geschirr hinzutreten, kann nicht 
mehr von einer reinen Lebensmittellieferung ausgegangen werden. Viel-
mehr steht hier der Bewirtungscharakter im Vordergrund. Gemäß § 12 
Absatz 1 UStG unterliegen diese Bewirtungsleistungen nach dem Aus-
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laufen der temporären Steuersatzsenkung wieder dem Regelsteuersatz in 
Höhe von 19 Prozent.
Als einzig realisierbare Möglichkeit zur Vereinfachung des Steuersys-
tems in diesem Punkt sieht das Bundesministerium der Finanzen die 
dauerhafte Angleichung der Steuersätze für die beiden verschiedenen 
Leistungen. Diese wäre aber mit erheblichen Steuermindereinnahmen 
verbunden, die der Gegenfinanzierung bedürften, und könnte nur durch 
eine entsprechende Gesetzesänderung umgesetzt werden. Der Haushalts-
gesetzgeber hat sich aktuell gegen die weitere Verlängerung bzw. dauer-
hafte Entfristung der ermäßigten Besteuerung von Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen, und somit gegen die Angleichung des Steuer-
satzes für Bewirtungsleistungen an den Steuersatz für Lebensmittelliefe-
rungen entschieden. Das Bundesministerium der Finanzen beabsichtigt 
derzeit nicht, dem Gesetzgeber einen entsprechenden Gesetzgebungs-
vorschlag zu unterbreiten.

26. Abgeordneter
Johannes Steiniger
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung Gesetzesinitiativen mit 
Bezug zum steuerfreien Existenzminimum von 
Kindern (Kinderfreibetrag, Kindergeld oder ver-
gleichbare Leistungen) in der verbleibenden 
Legislaturperiode noch in den Deutschen Bundes-
tag einzubringen, und wenn ja, wann sollen diese 
greifen (vgl. z. B. www.rhein-zeitung.de/deutschl
and-und-welt/politik_artikel,-kindergeld-und-kind
erfreibetrag-koalition-ringt-um-loesung-_arid,261
7177.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel
vom 30. Januar 2024

Die Bundesregierung ist zu möglichen Gesetzesinitiativen zu Familien-
leistungen im Gespräch.
Aufgrund der deutlich gestiegenen regelbedarfsrelevanten Preise und 
Löhne stiegen zum 1. Januar 2024 auch die sozialrechtlichen Regelbe-
darfe für Kinder stärker als bislang prognostiziert. Verfassungsrechtlich 
erforderlich ist es, das Existenzminimum von der Einkommensbesteue-
rung freizustellen. Dazu laufen derzeit Abstimmungen innerhalb der 
Bundesregierung. In diesem Zusammenhang wird auch über eine An-
hebung des Kindergeldes diskutiert.
Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 2. Juni 
1995 (vgl. Bundestagsdrucksache 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Ple-
narprotokoll 13/42 vom 2. Juni 1995) legt die Bundesregierung alle zwei 
Jahre einen Bericht über die Höhe des von der Einkommensteuer frei-
zustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern vor 
(Existenzminimumbericht). Den nächsten Existenzminimumbericht für 
die Veranlagungsjahre 2025 und 2026 wird die Bundesregierung im 
Herbst 2024 vorlegen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
und für Heimat

27. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(fraktionslos)

Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung des im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP angekündigten Partizi-
pationsgesetzes, und inwieweit wurde bislang die 
ebenfalls im Koalitionsvertrag angekündigte Di-
versity-Strategie für einen Kulturwandel in der 
Bundesverwaltung und in den Unternehmen mit 
Bundesbeteiligung „mit konkreten Fördermaß-
nahmen, Zielvorgaben und Maßnahmen“ umge-
setzt (vgl. S. 94 des Koalitionsvertrages, www.sp
d.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koa
litionsvertrag_2021-2025.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 31. Januar 2024

Die Willensbildung innerhalb der Bundesregierung, welche konkreten 
Inhalte der Entwurf eines Partizipationsgesetz haben wird, findet derzeit 
statt. Die Federführung für das Vorhaben hat das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat (BMI) übernommen. Über den Eingang eines 
Entwurfs in das parlamentarische Verfahren kann die Bundesregierung 
daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Antwort geben.
Die Inhalte der Diversity-Strategie werden derzeit von einer ressortüber-
greifenden Arbeitsgruppe unter der Koordinierung von der Beauftragten 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration und dem 
BMI erarbeitet.
Ziel ist es im Wege eines Kabinettsbeschlusses eine Selbstverpflichtung 
der Ressorts bis Ende 2024 zu erreichen. Die Maßnahmen sollen v. a. 
die Bereiche Organisationsentwicklung, Personalentwicklung, Personal-
gewinnung und Antidiskriminierung betreffen.
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28. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(fraktionslos)

Wie viele der Personenkontrollen, die die Bundes-
polizei von Anfang 2022 bis Ende 2023 auf 
Grundlage von § 22 Absatz 1a oder § 23 Absatz 1 
Nummer 3 des Bundespolizeigesetzes (BPolG) 
zum Zweck der Migrationskontrolle durchgeführt 
hat (bitte nach Jahren und Maßnahmen nach § 22 
Absatz 1a bzw. § 23 Absatz 1 Nummer 3 BPolG 
aufschlüsseln), waren oder sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung Gegenstand von Beschwerden 
bzw. anhängigen oder abgeschlossenen Gerichts-
verfahren wegen Verstoßes gegen das Diskrimi-
nierungsverbot, und wie viele Personenkontrollen 
zur Migrationskontrolle hat die Bundespolizei an 
Bahnhöfen in Baden-Württemberg durchgeführt 
(bitte nach Jahren und den zehn Bahnhöfen mit 
den häufigsten Kontrollen bzw., soweit keine Sta-
tistiken für einzelne Bahnhöfe geführt werden, 
den Bundespolizeiinspektionen der Bundespoli-
zeidirektion Stuttgart aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 2. Februar 2024

Die statistischen Daten im Sinne der Fragestellung sind den nachfolgen-
den Übersichten zu entnehmen.

Personenkontrollen der Bundespolizei nach § 22 Abs. 1a und
§ 23 Abs. 1 Nr. 3 BPolG in den Jahren 2022 und 2023

2022 2023
§ 22 Ia BPolG   394.785   342.978
§ 23 I Nr. 3 BPolG 1.973.411 2.078.913

Personenkontrollen der Bundespolizeidirektion Stuttgart nach § 22 Abs. 1a und § 23 Abs. 1 Nr. 3 BPolG
in den Jahren 2022 und 2023

2022 2023
§ 22 Ia
BPolG

§ 23 I Nr. 3
BPolG

§ 22 Ia
BPolG

§ 23 I Nr. 3
BPolG

BPOLD Stuttgart 34.620 231.236 12.834 210.744
davon
BPOLI Karlsruhe 2 11.947 0 13.587
BPOLI Konstanz 51 130.358 0 134.756
BPOLI Offenburg 0 45.837 0 40.982
BPOLI Stuttgart 141 0 90 0
BPOLI Flughafen Stuttgart 34.426 0 12.744 0
BPOLI Weil am Rhein 0 43.094 0 21.419

Im angefragten Zeitraum hat die Bundespolizei im Kontext der oben 
dargestellten Personenkontrollen insgesamt 62 Beschwerden wegen 
eines etwaigen Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot, davon 42 
im Jahr 2022, verzeichnet (Bearbeitungsstand: 8. November 2023). Die 
statistischen Daten zu Beschwerden im Kontext von Personenkontrollen 
nach § 22 Absatz 1a und § 23 Absatz 1 Nummer 3 BPolG werden nicht 
automatisiert erhoben und ausgeleitet. Diese Daten sind aus der Gesamt-
zahl der zentral und dezentral eingehenden Beschwerden manuell zu fil-
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tern und anschließend statistisch zu erfassen. Eine Aktualisierung dieser 
Daten war innerhalb der von der Geschäftsordnung des Deutschen Bun-
destages vorgesehenen Frist zur Beantwortung der Schriftlichen Frage 
nicht möglich. Es sind daher die bereits vorliegenden Daten in Bezug 
auf die Beschwerden mit Stand 8. November 2023 genutzt worden.
Darüber hinaus sind bei der Bundespolizei in dem angefragten Zeitraum 
zwei Gerichtsverfahren wegen Personenkontrollen auf Grundlage des 
§ 22 Absatz 1a, § 23 Absatz 1 Nummer 3 BPolG anhängig.

29. Abgeordneter
Roger Beckamp
(AfD)

Wie positioniert sich die Bundesregierung zu den 
Äußerungen des damaligen Bundeskanzlers 
Dr. Helmut Kohl, er wolle die Zahl der Türken 
um 50 Prozent reduzieren, da die Assimilation in 
der hohen Zahl nicht gelänge, könne dies aber 
noch nicht öffentlich sagen, die er gegenüber den 
drei weiteren anwesenden Personen Horst Telt-
schik, Margaret Thatcher und Thatchers Privat-
sekretär A.J.Coles äußerte und die im geheimen 
und als „SECRET – NOT FOR DISTRIBU-
TION“ eingestuften Protokoll in der Akte „PREM 
19/1036“ mit dem Inhalt („Über die nächsten vier 
Jahre werde es notwendig sein, die Zahl der Tür-
ken um 50 Prozent zu reduzieren – aber er könne 
dies noch nicht öffentlich sagen […] Es sei un-
möglich für Deutschland, die Türken in ihrer ge-
genwärtigen Zahl zu assimilieren.“ (www.spiege
l.de/politik/deutschland/kohl-wollte-jeden-zweite
n-tuerken-in-deutschland-loswerden-a-91431
8.html) wiedergegeben wurde, und wie ordnet die 
Bundesregierung diese Überlegungen angesichts 
der jüngsten Aussagen des Bundeskanzlers Olaf 
Scholz zur „völkischen Rassenideologie der Na-
tionalsozialisten“ und „abstoßende Umsiedlungs-
pläne von Extremisten zum Ausdruck kommen“ 
(https://bundeskanzler.de/bk-de/aktuelles/kanzler-
kompakt-gegen-hass-fuer-humanitaet-und-ordnun
g-2253914) ein?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 30. Januar 2024

Äußerungen Dritter werden von der Bundesregierung nicht kommen-
tiert. Im Übrigen stehen die Aussagen des Bundeskanzlers vom 20. Ja-
nuar 2024 für sich.
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30. Abgeordneter
Matthias Helferich
(fraktionslos)

Wie viele Personen mit der Staatsangehörigkeit 
eines Staates in Afrika oder im Nahen oder Mitt-
leren Osten einschließlich Türkei, Afghanistan, 
Iran und Pakistan, sind seit Januar 2015 direkt 
oder indirekt nach Deutschland als Asylbewerber 
(einschließlich aller zuvor in anderen EU-Staaten 
anerkannten oder nicht anerkannten Asylbewer-
ber), im Rahmen des Familiennachzugs, mit Ein-
reisevisum, als nicht in Deutschland erstregistrier-
te oder überhaupt nicht als registrierte, aber nach-
folgend als zumindest vorübergehend sich im 
deutschen Hoheitsgebiet aufhaltende Zuwanderer 
oder sonstwie (z. B. als EU-Bürger oder EU-Dau-
eraufenthaltsberechtigter mit einer ursprünglichen 
Staatsangehörigkeit aus der obengenannten Staa-
tengruppe) gekommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 1. Februar 2024

Die Frage kann umfassend nicht beantwortet werden, da nur zu einigen 
Teilfragen Angaben im Sinne der Fragestellung möglich sind.
Zunächst wird auf die öffentlich zugängliche amtliche Wanderungssta-
tistik des Statistischen Bundesamtes (StBA) verwiesen (Link zur Start-
seite: wvw.desta-tis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/
Wanderungen/_inhalt.html). Über die Datenbank GENESIS-Online des 
StBA können die Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland 
auch nach Staatsangehörigkeit und den gewünschten Jahren ausgewertet 
werden (Code 12711-0007 in GENESIS; Link: www-gene-sis.destati
s.de/genesis/online?sequenz=statistikTabellen&selectionname=12711#a
b-readcrumb).
Diese Angaben enthalten allerdings keine Einreisegründe im Sinne der 
Fragestellung und sind zudem aktuell – bezogen auf Kalenderjahre – bis 
zum Jahr 2022 verfügbar. Bezogen auf Angaben zu in Deutschland ge-
stellten Asylanträgen wird auf die Asylgeschäftsstatistik des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) verwiesen, die u. a. die 
Zahl der Asylanträge nach Jahren und Staatsangehörigkeiten differen-
ziert darstellt. Diese sind unter dem folgenden Link öffentlich zugäng-
lich: www.bamf.de/DE/Themen/Statistik/Asylzahlen/AsylGesStatistik/a
sylge-schaeftsstatistik-node.html. Allerdings zählt die Asylstatistik nach 
dem Zeitpunkt der Asylantragstellung, nicht nach dem Zeitpunkt der 
Einreise.
Bezogen auf Angaben zum Familiennachzug liegen aus dem Ausländer-
zentralregister (AZR) Daten zu aktuell aufhältigen ausländischen Staats-
angehörigen vor, die seit Januar 2015 erstmals nach Deutschland einreis-
ten und aktuell einen Aufenthaltstitel aufgrund von Familiennachzug be-
sitzen. Bezogen auf die erfragten Staatsangehörigkeiten sind dies zum 
Stichtag 31. Dezember 2023 insgesamt 321.080 Personen. Weitere An-
gaben im Sinne der Fragestellung liegen nicht vor.
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31. Abgeordneter
Matthias Helferich
(fraktionslos)

Gibt es Verwaltungsvorschriften oder vergleich-
bare Regelungen für die zuständigen Behörden
im Geschäftsbereich der Bundesregierung, nach 
denen erstens das Daueraufenthaltsrecht eines an-
erkannten Asylbewerbers oder einer langfristig 
geduldeten Person, und zweitens die Einbürge-
rung eines solchen Daueraufenthaltsberechtigten 
grundsätzlich nicht widerrufen werden kann, und 
wenn ja, wie lauten diese (bitte Kriterien ausfüh-
ren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 31. Januar 2024

Der Widerruf von Aufenthaltstiteln ist in § 52 des Aufenthaltsgesetzes 
geregelt. Konkretisierende Angaben hierzu sind in den Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009 
(GMBI 2009, S. 878) auf S. 1116 ff. enthalten. Darüber hinaus existieren 
keine weiteren vergleichbare Regelungen.
Für die Einbürgerung und den Status als deutscher Staatsangehöriger ist 
unerheblich, ob zuvor ein unbefristetes Aufenthaltsrecht bestand; vo-
rausgesetzt wird ein qualifiziertes Aufenthaltsrecht im Sinne von § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG). 
Auf Grund des verfassungsrechtlichen Schutzes vor Ausbürgerung ge-
mäß Artikel 16 Absatz 1 Grundgesetz ist der Widerruf einer (rechtmäßi-
gen) Einbürgerung nach allgemeiner Auffassung unzulässig und daher 
spezialgesetzlich im Staatsangehörigkeitsgesetz nicht vorgesehen.

32. Abgeordneter
Stephan Mayer 
(Altötting)
(CDU/CSU)

Weshalb hält es das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat als eines der wenigen Bun-
desministerien gerade angesichts der mannig-
faltigen und großen Herausforderungen insbeson-
dere im Bereich der illegalen Migration sowie der 
Bekämpfung des internationalen islamistisch mo-
tivierteren Terrorismus, aber im Hinblick auf die 
kommende Fußball-Europameisterschaft EURO 
2024 in Deutschland, zu der etwa 500.000 Besu-
cherinnen und Besucher aus Großbritannien er-
wartet werden, nicht für erforderlich, eine Verbin-
dungsbeamtin/einen Verbindungsbeamten an die 
deutsche Botschaft in London zu entsenden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahmut Özdemir
vom 30. Januar 2024

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) ist aktuell 
über seine Geschäftsbereichsbehörden mit Verbindungsbeamten an der 
deutschen Botschaft in London vertreten. Ergänzend erfolgt der spielbe-
zogene internationale Informationsaustausch während der EURO 2024 
über das International Police Coordination Center (IPCC) in Neuss.
Darüber hinaus ist das BMI in intensiven Gesprächen mit dem britischen 
Innenministerium (Home Office) zur erstmaligen Entsendung einer Ver-
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bindungsbeamtin/eines Verbindungsbeamten auf Vorschlag des BMI an 
das britische Innenministerium. Informationen zum aktuellen Stand von 
Verhandlungen mit Drittstaaten werden durch das BMI grundsätzlich 
nicht veröffentlicht.

33. Abgeordneter
Matthias Moosdorf
(AfD)

Teilt die Bundesregierung, mit Blick auf die Äu-
ßerung von Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
wonach sie das von Politikern („Alle gemeinsam 
gegen AfD? – Warum die Idee plötzlich zirku-
liert“ in: Reuters vom 18. Januar 2024) und Jour-
nalisten als „Wannseekonferenz 2.0“ bezeichnete 
angebliche „Geheimtreffen“ von „Politikern von 
AfD und CDU … mit Rechtsradikalen“ in Pots-
dam im Januar 2024 mit der historischen Wann-
seekonferenz des Jahres 1942 „nicht gleichset-
zen“ will (vgl. „AfD verachtet unser modernes 
Deutschland“ in: Berliner Morgenpost vom 
20. Januar 2024, S. 3), die Auffassung, dass das 
Wort von der „Wannseekonferenz 2.0“ eingedenk 
der Recherchen der Schweizer Zeitschrift „Die 
Weltwoche“ (weltwoche.ch/daily/er-war-dabei-ulr
ich-vosgerau-ueber-das-angebliche-geheimtreffe
n-der-afd-mit-neonazis-in-potsdam-faesers-viel-h
aerteren-abschiebe-vorhaben-und-warum-sich-di
e-medien-mit-luegengeschichten/) eine unzulässi-
ge Relativierung der Verbrechen des Nationalso-
zialismus bedeutet, da bei diesem Treffen im 
Wesentlichen die im Koalitionsvertrag zwischen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ver-
ankerte Idee einer „Rückführungsoffensive“ 
(Koalitionsvertrag, S. 140) verhandelt worden sei 
und laut dem Bericht der „Weltwoche“ (siehe 
oben) dabei nicht einmal die im August 2023 von 
Innenministerin Nancy Faeser unterbreiteten tat-
sächlich möglicherweise verfassungswidrigen 
Vorschläge zur Diskussion gestanden haben, wo-
nach Angehörige sogenannter krimineller „Clans“ 
auch dann „auszuweisen“ sind, wenn sie sich 
nichts zu Schulden kommen lassen haben (www.t
agesspiegel.de/politik/kollektive-abschiebung-vo
n-clan-angehorigen-eine-idee-die-eigentlich-keine
r-hatte-10307548.htm), und wenn nein, warum 
nicht?
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34. Abgeordneter
Matthias Moosdorf
(AfD)

Sieht sich die Bundesregierung aufgefordert, mit 
Blick auf die Äußerung von Bundesinnenministe-
rin Nancy Faeser wonach sie das von Politikern 
(„Alle gemeinsam gegen AfD? – Warum die Idee 
plötzlich zirkuliert“ in: Reuters vom 18. Januar 
2024) und Journalisten als „Wannseekonfe-
renz 2.0“ bezeichnete angebliche „Geheimtreffen“ 
von „Politikern von AfD und CDU … mit Rechts-
radikalen“ in Potsdam im Januar 2024 mit der his-
torischen Wannseekonferenz des Jahres 1942 
„nicht gleichsetzen“ will (vgl. Berliner Morgen-
post vom 20. Januar 2024, S. 3) sowie der Re-
cherchen der Schweizer Zeitschrift „Die Weltwo-
che“ (https://weltwoche.ch/daily/er-war-dabei-ulri
ch-vosgerau-ueber-das-angebliche-geheimtreffen-
der-afd-mit-neonazis-in-potsdam-faesers-viel-hae
rteren-abschiebe-vorhaben-und-warum-sich-die-
medien-mit-luegengeschichten/) nach denen bei 
dem Treffen im Januar im Wesentlichen die im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP verankerte Idee einer 
„Rückführungsoffensive“ (vgl. Koalitionsvertrag, 
S. 112) verhandelt wurde und laut „Weltwoche“ 
dabei nicht einmal die im August 2023 von Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser unterbreiteten 
tatsächlich möglicherweise verfassungswidrigen 
Vorschläge zur Diskussion gestanden haben, wo-
nach Angehörige sogenannter krimineller „Clans“ 
auch dann „auszuweisen“ sind, wenn sie sich 
nichts zu Schulden kommen lassen haben (vgl. 
Tagesspiegel vom 15. August 2023, S. 3), darauf 
hinzuweisen, dass eingedenk der Ziele der histori-
schen „Wannseekonferenz“ von 1942 sowie im 
Interesse eines sachlichen Diskurses das Wort von 
der „Wannseekonferenz 2.0“ eine Relativierung 
der Verbrechen des Nationalsozialismus darstellt, 
und wenn nein, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 31. Januar 2024

Die Fragen 33 und 34 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.
Die Einordnung der Bundesministerin des Innern und für Heimat zum in 
den Schriftlichen Fragen in Bezug genommenen Sachverhalt ist dem 
Fragesteller bereits bekannt. Die Bundesregierung sieht sich – ohne sich 
die vom Fragesteller zitierten Wertungen der Schweizer Zeitschrift „Die 
Weltwoche“ zu eigen zu machen – weder veranlasst noch verpflichtet, 
von dritter Seite gezogene historische Vergleiche in Bezug auf das Tref-
fen in Potsdam vom 25. November 2023 zu kommentieren.
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35. Abgeordnete
Petra Nicolaisen
(CDU/CSU)

Wann ist laut Bundesregierung mit der Veröffent-
lichung des Kabinettsentwurfs eines Gesetzes zur 
Sicherstellung einer amtsangemessenen Bundes-
besoldung und -versorgung sowie zur Änderung 
weiterer Vorschriften (Bundesbesoldungs- und 
‑versorgungsangemessenheitsgesetz – BBVAngG) 
zu rechnen, und welche konkreten Gründe sind 
dafür ursächlich, dass dieser noch nicht vorgelegt 
werden konnte?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff
vom 2. Februar 2024

Die Ressortabstimmung zum Referentenentwurf des Bundesministe-
riums des Innern und für Heimat (BMI) für ein Gesetz zur Sicherstel-
lung einer amtsangemessenen Bundesbesoldung und -versorgung (Bun-
desbesoldungs- und -versorgungsangemessenheitsgesetz – BBVAngG) 
ist nicht abgeschlossen. Daher kann ein Kabinetttermin derzeit nicht ge-
nannt werden.

36. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

Wie hoch ist die Anzahl der Asylanträge, der un-
erlaubten Einreisen, der Zurückweisungen bzw. 
Rückschiebungen, der Festnahme von Schleusern, 
der Vollstreckung offener Haftbefehle und der 
festgestellten Verstöße gegen das Aufenthaltsrecht 
seit Einführung der Binnengrenzkontrollen zu 
Polen und Tschechien bis zum 31. Dezember 
2023, und wie hoch waren die Zahlen jeweils im 
Vorjahreszeitraum (bitte im Einzelnen auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 31. Januar 2024

Um die Schleusungskriminalität noch stärker zu bekämpfen und die irre-
guläre Migration zu begrenzen, hat die Bundesministerin des Innern und 
für Heimat seit dem 16. Oktober 2023 Binnengrenzkontrollen unter an-
derem auch an den Landgrenzen zu Polen und zu Tschechien vorüber-
gehend angeordnet und auf EU-Ebene notifiziert. Auf der Grundlage 
von Artikel 25 des Schengener Grenzkodexes wurden diese Binnen-
grenzkontrollen bis einschließlich zum 15. März 2024 verlängert.
Asylanträge werden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) je Kalendermonat erhoben. Die Asylgeschäftsstatistik des 
BAMF erfasst zudem keine Reisewege von Asylantragstellenden. Die 
nachfolgende Tabelle weist daher die Monate Oktober bis Dezember der 
Jahre 2022 und 2023 bezogen auf alle Asylanträge in Deutschland aus.

Asylanträge in Deutschland 2022 2023
Oktober 26.030 33.513
November 31.505 37.140
Dezember 28.567 24.457
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Im Sinne der Fragestellung beziehen sich die nachfolgenden statisti-
schen Daten auf die Feststellungen an der deutsch-polnischen sowie 
deutsch-tschechischen Landgrenze im Zeitraum vom 16. Oktober 2023 
bis zum 31. Dezember 2023 sowie im Vorjahreszeitraum vom 16. Okto-
ber 2022 bis zum 31. Dezember 2022 und beruhen auf der Polizeilichen 
Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES).

Landgrenze Deutschland – Polen
Unerlaubte Einreise Anzahl Personen
2022  5.186
2023  4.249
davon Asylgesuch gegenüber BPOL Anzahl Personen
2022  3.310
2023  1.698
Zurückweisungen Anzahl Personen
2022      5
2023  1.686
Zurückschiebungen Anzahl Personen
2022     94
2023     64
Schleuser Anzahl Personen
2022    131
2023     52
Vollstreckte Haftbefehle Anzahl Fahndungstreffer
2022    149
2023    482
Verstöße gegen das AufenthG Anzahl Delikte
2022 13.215
2023  8.530

Landgrenze Deutschland – Tschechien
Unerlaubte Einreise Anzahl Personen
2022 2.766
2023 3.265
davon Asylgesuch gegenüber BPOL Anzahl Personen
2022 1.287
2023 1.244
Zurückweisungen Anzahl Personen
2022    28
2023   521
Zurückschiebungen Anzahl Personen
2022   304
2023    80
Schleuser Anzahl Personen
2022   127
2023    84
Vollstreckte Haftbefehle Anzahl Fahndungstreffer
2022   287
2023   739
Verstöße gegen das AufenthG Anzahl Delikte
2022 7.403
2023 7.767

Weitere Erkenntnisse im Sinne der Anfrage liegen der Bundesregierung 
nicht vor.
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37. Abgeordneter
Christoph de Vries
(CDU/CSU)

Wie hoch ist die Anzahl der Asylanträge, der un-
erlaubten Einreisen, der Zurückweisungen bzw. 
Rückschiebungen, der Festnahme von Schleusern, 
der Vollstreckung offener Haftbefehle und der 
festgestellten Verstöße gegen das Aufenthaltsrecht 
seit Einführung der Binnengrenzkontrollen zu 
Österreich und der Schweiz bis zum 31. Dezem-
ber 2023, und wie hoch waren die Zahlen jeweils 
im Vorjahreszeitraum (bitte im Einzelnen auflis-
ten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 31. Januar 2024

Um die Schleusungskriminalität noch stärker zu bekämpfen und die irre-
guläre Migration zu begrenzen, hat die Bundesministerin des Innern und 
für Heimat, Nancy Faeser seit dem 16. Oktober 2023 Binnengrenzkon-
trollen unter anderem auch an der Landgrenze zur Schweiz vorüber-
gehend angeordnet und auf EU-Ebene notifiziert. Auf der Grundlage 
von Artikel 25 des Schengener Grenzkodexes wurden diese Binnen-
grenzkontrollen bis einschließlich zum 15. März 2024 verlängert.
Vorübergehend wiedereingeführte Binnengrenzkontrollen Deutschlands 
an der Landgrenze zu Österreich bestehen im Rahmen jeweiliger Neu-
Anordnungen seit Mitte September 2015, zuletzt sind sie von der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat mit Wirkung vom 12. Novem-
ber 2023 bis zum 11. Mai 2024 neu angeordnet und auf EU-Ebene noti-
fiziert worden.
Asylanträge werden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) je Kalendermonat erhoben. Die Asylgeschäftsstatistik des 
BAMF erfasst zudem keine Reisewege von Asylantragstellenden. Die 
nachfolgende Tabelle weist daher die Monate Oktober bis Dezember der 
Jahre 2022 und 2023 aus.

Asylanträge in Deutschland 2022 2023
Oktober 26.030 33.513
November 31.505 37.140
Dezember 28.567 24.457

Im Sinne der Fragestellung beziehen sich die nachfolgenden statisti-
schen Daten auf die Feststellungen an der deutsch-österreichischen so-
wie deutsch-schweizerischen Landgrenze im Zeitraum vom 16. Oktober 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie Im Vorjahreszeltraum vom 
16. Oktober 2022 bis zum 31. Dezember 2022 und beruhen auf der Poli-
zeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES).
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Landgrenze Deutschland – Österreich
Unerlaubte Einreise Anzahl Personen
2022  7.043
2023  6.194
davon Asylgesuch gegenüber BPOL Anzahl Personen
2022  1.011
2023  1.118
Zurückweisungen Anzahl Personen
2022  4.404
2023  2.517
Zurückschiebungen Anzahl Personen
2022    392
2023    330
Schleuser Anzahl Personen
2022    328
2023    262
Vollstreckte Haftbefehle Anzahl Fahndungstreffer
2022    454
2023    469
Verstöße gegen das AufenthG Anzahl Delikte
2022 11.358
2023 12.052

Landgrenze Deutschland – Schweiz
Unerlaubte Einreise Anzahl Personen
2022  5.956
2023  5.222
davon Asylgesuch gegenüber BPOL Anzahl Personen
2022  3.562
2023  2.648
Zurückweisungen Anzahl Personen
2022  3.094
2023  4.043
Zurückschiebungen Anzahl Personen
2022     57
2023     22
Schleuser Anzahl Personen
2022     39
2023     42
Vollstreckte Haftbefehle Anzahl Fahndungstreffer
2022    157
2023    276
Verstöße gegen das AufenthG Anzahl Delikte
2022 13.823
2023 12.230

Weitere Erkenntnisse im Sinne der Anfrage liegen der Bundesregierung 
nicht vor.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 29 – Drucksache 20/10233

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

38. Abgeordnete
Dr. Christina Baum
(AfD)

Gab es seitens der USA bereits Bemühungen, 
Hyperschallwaffen in Europa oder konkret in 
Deutschland stationieren zu können, und wenn ja, 
welche Standorte hielte die Bundesregierung 
grundsätzlich für möglich bzw. geeignet (sgp.fas.
org/crs/weapons/IF12135.pdf)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 31. Januar 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 20/2284, 
S. 2 verwiesen.
Darüber hinaus kann ein Teil der Antwort nicht offen erfolgen, da sich 
eine Kenntnisnahme durch Unbefugte nachteilig für die Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland auswirken könnte. Nach § 2 Absatz 2 
Nummer 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Ge-
heimschutz (Verschlusssachenanweisung, VSA) vom 10. August 2018 
wird dieser Antwortteil daher als „VS – NUR FÜR DEN DIENST-
GEBRAUCH“ eingestuft und separat übermittelt.*

39. Abgeordneter
Thomas Dietz
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Kenntnisse über Pla-
nungen vor, dass in Grafenwöhr in der Oberpfalz 
amerikanische Hyperschallraketen (z. B. Quelle: 
www.spiegel.de/ausland/us-luftwaffe-testet-erfolg
reich-neuartige-hyperschallraketen-a-4c40a8df-31
c2-4b08-9f75-84175b8e249a abgerufen am 
25. Januar 2024) oder ähnliche Waffensysteme, in 
den nächsten Jahren ab 2024 neu auf dem Gelän-
de des Truppenübungsplatzes stationiert werden 
sollen, und wenn ja gibt es dafür bereits einen 
Zeitplan?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 2. Februar 2024

Die Antwort kann nicht offen erfolgen, da sich eine Kenntnisnahme 
durch Unbefugte nachteilig für die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland auswirken könnte. Nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Ver-
schlusssachenanweisung, VSA) vom 10. August 2018 wird dieser Ant-
wortteil daher als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ ein-
gestuft und separat übermittelt.**

* Das Auswärtige Amt hat einen Teil der Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.

** Das Auswärtige Amt hat die Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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40. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wie viele neubewilligte Haushaltsmittel stehen 
vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages für Projekte zu dem im Koali-
tionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP (www.bundesregierun
g.de/bregde/service/gesetzesvorhaben/koalitionsv
ertrag-2021-1990800) und in der China-Strategie 
der Bundesregierung (www.auswaertigesamt.de/b
lob/2608578/810fdade376b1467f20bdb697b2acd
58/chinastrategie-data.pdf) festgeschriebenen 
Auf- und Ausbau der China-Kompetenz in 
Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung 
in den Jahren 2024 und 2025 zur Verfügung?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 29. Januar 2024

Die China-Strategie der Bundesregierung misst dem Thema China-
Kompetenz in Deutschland große Bedeutung bei. Der Auf- und Ausbau 
unabhängiger China-Kompetenz ist eine Querschnittsaufgabe aller Res-
sorts.
Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Haushaltsgesetzes sind im Jahr 2024 
Mittel in Höhe von rund 6,3 Mio. Euro für fortgesetzte und neue Maß-
nahmen der Bundesregierung zum Auf- und Ausbau der China-Kompe-
tenz in Deutschland vorgesehen.
Die Bundesregierung beabsichtigt, ab 2024 erstmals das Mercator Insti-
tute for China Studies (MERICS) im Wege der institutionellen Förde-
rung zu unterstützen. Darüber hinaus ist vorgesehen, Mittel für Program-
me und Projekte im Zusammenhang mit dem Aufbau von China-Kom-
petenz zur Verfügung zu stellen. Weitere Vorhaben können erst nach In-
krafttreten des Haushaltgesetzes 2024 konkretisiert und deshalb noch 
nicht beziffert werden.
Für neue Maßnahmen im Jahr 2025 können noch keine Aussagen getrof-
fen werden, da das Verfahren für die Aufstellung des Bundeshaushalts 
2025 aktuell anläuft.

41. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wie viele finanzielle Mittel stehen vor dem Hin-
tergrund der Ergebnisse der Bereinigungssitzung 
des Deutschen Bundestages im Jahr 2024 für die 
institutionelle Förderung des Deutschen Akade-
mischen Austauschdienstes und der Alexander-
von-Humboldt-Stiftung nach Kenntnis der Bun-
desregierung zur Verfügung?
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42. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wie viele finanzielle Mittel stehen vor dem Hin-
tergrund der Ergebnisse der Bereinigungssitzung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages in den Jahren 2024 und 2025 für Förderpro-
jekte des Deutschen Akademischen Austausch-
dienstes und der Alexander-von-Humboldt-Stif-
tung nach Kenntnis der Bundesregierung zur Ver-
fügung, und wie viele Mittel sind in diesem 
Zusammenhang für Neubewilligungen vorge-
sehen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 29. Januar 2024

Die Fragen 41 und 42 werden zusammen wie folgt beantwortet.
Auf Grundlage des jeweiligen Wirtschaftsplans 2024 (WPL) geht die 
Bundesregierung von den in der nachstehenden Übersicht vermerkten 
Förderbeträgen für die institutionelle Förderung und Projektförderung 
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) und der 
Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) aus. Die Neubewilligungen 
umfassen alle 2024 noch nicht ausgesprochenen Bewilligungen und/oder 
Mittelaufstockungen. Eine abschließende Aussage zur finalen Höhe für 
Neubewilligungen für Projektförderungen 2024 für DAAD und AvH 
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen werden.

DAAD (gemäß WPL 2024 
vom 17. November 2023)

Ansatz 
WPL 

(in TEuro)

Neu-
bewilligung
(in TEuro)

Institutionelle Förderung (AA) 218.065 123.698
Projektförderung durch den Bund 250.558 88.969

AvH (gemäß WPL 2024 
vom 4. Dezember 2023)

Ansatz 
WPL 

(in TEuro)

Neu-
bewilligung
(in TEuro)

Institutionelle Förderung (AA) 54.300 35.550
Projektförderung durch den Bund 99.450 61.375

Für den Bundeshaushalt 2025 liegen derzeit noch keine Ansätze vor.

43. Abgeordneter
Dr. Alexander 
Gauland
(AfD)

Haben seit der letztmaligen Ankündigung des 
Bundeskanzlers Olaf Scholz am 8. April 2022 Re-
gierungskonsultationen zwischen dem Vereinigten 
Königreich und Deutschland stattgefunden, und 
wenn ja, wann, und mit welchen grundsätzlichen 
Ergebnissen, und wenn nein, warum haben sie 
sich bisher nicht etabliert, und wann sollen sie 
ggf. stattfinden (www.bundesregierung.de/breg-d
e/suche/kanzler-scholz-london-2022938)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 30. Januar 2024

Regierungskonsultationen im Sinne der Fragestellung wurden bislang 
weder durchgeführt noch terminiert.
Zum bilateralen Besuchsaustausch steht die Bundesregierung mit der 
Regierung des Vereinigten Königsreichs in einem regelmäßigen Aus-
tausch.
Über Besuchstermine informiert die Bundesregierung, nachdem sie ver-
einbart sind.

44. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Ist die im von der Bundesregierung an den Bun-
destag übermittelten „Aktionsplan Visabeschleu-
nigung“ vorgesehene digitale Schnittstelle für die 
Ausländerbehörden bereits eingerichtet worden 
(wenn nein, bitte den Planungsstand angeben), 
und welche der im „Aktionsplan Visabeschleuni-
gung“ vorgesehenen Gesetzesänderungen zur Ver-
besserung der Informationsbereitstellung für die 
am Visaverfahren beteiligten Behörden wurden 
bereits abschließend umgesetzt (bitte auflisten)?

45. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Welche konkreten Verbesserungen in der Be-
schleunigung des Visaverfahrens hat der von der 
Bundesregierung an den Deutschen Bundestag 
übermittelte „Aktionsplan Visabeschleunigung“ 
bislang gebracht (bitte mit konkreten Zahlen 
unterlegen), und ist es nach wie vor Ziel des Aus-
wärtigen Amts, dass das Bundesamt für Aus-
wärtige Angelegenheiten bis Ende 2024 über 
100.000 Visa jährlich entscheidet (vgl. www.zei
t.de/politik/deutschland/2023-01/fachkraeftemang
el-visa-auswaertiges-amt-digitalisierung)?

46. Abgeordneter
Jürgen Hardt
(CDU/CSU)

Wie passt die im von der Bundesregierung an den 
Deutschen Bundestag übermittelten „Aktionsplan 
Visabeschleunigung“ vorgesehene „Verstärkung 
des Angebots zum Erwerb der Deutschen (sic!) 
Sprache zur Gewinnung von Fachkräften“ zu den 
geplanten Streichungen von Stellen des Deut-
schen Akademischen Austauschdienstes u. a. in 
Asien und den Mittelkürzungen für die Kultur-
mittler, und welche neuen Akademischen Prüf-
stellen wurden seit Veröffentlichung des „Akti-
onsplan Visabeschleunigung“ bislang geschaffen 
(bitte auflisten)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 31. Januar 2024

Die Fragen 44 bis 46 werden zusammen wie folgt beantwortet.
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Die im „Aktionsplan Visabeschleunigung“ aufgezeigten Maßnahmen 
zeigen messbaren und deutlichen Erfolg. So konnten etwa im Jahr 2023 
17 Prozent mehr nationale Visumanträge als im Vorpandemie-Jahr 2019 
bearbeitet werden (insgesamt 452.102). Besonders groß waren dabei die 
Zuwächse bei der Bearbeitung von Visumanträgen zum Zwecke der Er-
werbstätigkeit (Anstieg um 33.405 bzw. 23 Prozent) und für Familienzu-
sammenführung (Anstieg um 21.961 bzw. 17 Prozent). Die Zentralisie-
rung der Bearbeitung von Visumanträgen von Fachkräften im Bundes-
amt für Auswärtige Angelegenheiten hatte hieran einen wichtigen An-
teil. So wurden 2023 bereits 28 Prozent der Visumanträge für 
Pflegekräfte und 21 Prozent der Blauen Karten EU im Inland entschie-
den. Erfolge zeigen sich auch bei der Reduzierung oder dem gänzlichen 
Abbau von Wartezeiten an vielen Auslandsvertretungen (etwa in Skopje, 
Sarajewo oder Neu-Delhi). Das Auswärtige Amt hält am Ziel fest, 2024 
100.000 Visumanträge im Inland zu bearbeiten.
Die digitale Übermittlung von Visumantragsunterlagen an die Aus-
länderbehörden ist nach erfolgreichem Abschluss der Pilotphase seit 
August 2023 für alle Anträge auf nationale Visa möglich und erspart 
vier bis sechs Wochen Postlaufzeit. Zur Verbesserung der Informations-
bereitstellung für die am Visumverfahren beteiligten Behörden sind An-
passungen im Entwurf für ein Gesetz zur Anpassung von Datenübermitt-
lungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht vorgesehen.
Die Stärkung des Angebots zur Förderung der deutschen Sprache im 
Ausland bleibt trotz finanzieller Kürzungen im Haushaltsplan ein 
Schwerpunkt der auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik: Die 2024 
verfügbaren Mittel sollen zielgerichteter in Ländern eingesetzt werden, 
wo ein besonderes Potential für die Gewinnung von Fachkräften besteht. 
Beim Außennetzwerk des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 
gab es keine Stellenkürzungen. Es laufen derzeit Prüfungen für die Ein-
richtung von Akademischen Prüfstellen in Kamerun und Nigeria.

47. Abgeordneter
Albert Rupprecht
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die – wie 
mir in Gesprächen im Wahlkreis mitgeteilt wurde 
– hohe ungedeckte Nachfrage von Menschen mit 
Pflegeberufen nach Sprachprüfungsplätzen an 
Goethe-Instituten in Indien, die mit einem Ar-
beitsvisum (Nationalen Visum) in Deutschland ar-
beiten wollen, mit einer Änderung des bestehen-
den Verfahrens zu reagieren, und wenn nicht, 
welche alternativen Möglichkeiten haben besagte 
indische Staatsbürger mit Pflegeberufen, die not-
wendigen Deutschkenntnisse für Pflegeberufe 
bzw. den Erhalt des Arbeitsvisums nachzuweisen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Bagger
vom 30. Januar 2024

Der Nachweis von Deutschkenntnissen ist sowohl für die Visumertei-
lung an Fachkräfte für einen Aufenthalt zur Anerkennung gemäß § 16d 
des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), als auch für Auszubildende gemäß 
§ 16a AufenthG und darüber hinaus auch für die Erteilung der Berufsau-
sübungserlaubnis eine gesetzlich geregelte Voraussetzung.
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Gemäß § 2 Nummer 4 des Pflegeberufegesetzes ist eine Voraussetzung 
zur Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Pflege-
fachfrau, Pflegefachmann oder Pflegefachperson, dass die antragstellen-
de Person über die für die Ausübung des Berufs erforderlichen Kennt-
nisse der deutschen Sprache verfügt. Die zu fordernden Sprachkenntnis-
se sollten sich am Sprachniveau B 2 des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen orientieren und können über ein Sprach-
zertifikat nachgewiesen werden.
Die Nachweismöglichkeit ist dabei jedoch nicht auf die Vorlage eines 
Sprachzertifikats eines Goethe-Instituts beschränkt. Vielmehr sehen so-
wohl die Anwendungshinweise zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz als 
auch das Visumhandbuch vor, dass der Sprachnachweis durch Vorlage 
eines Zertifikats eines durch die Association of Language Testers in Eu-
rope (ALTE) zertifizierten Prüfungsanbieters erbracht werden kann. 
Dies sind neben dem Goethe-Institut derzeit auch Sprachzeugnisse der 
telc GmbH und der AFU GmbH als Teil des European Consortium for 
the Certificate of Attainment in Modern Languages (ECL), das Österrei-
chische Sprachdiplom Deutsch (ÖSD) sowie der TestDaF. Entsprechen-
de Prüfungsmöglichkeiten bestehen auch in Indien.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

48. Abgeordneter
Dr. Carsten 
Brodesser
(CDU/CSU)

Steht nach Einschätzung der Bundesregierung die 
vorgeschlagene „Abkühlungsperiode“ von sieben 
Tagen für Restschuldversicherungen im jüngst ge-
änderten Versicherungsvertragsgesetz (die Ände-
rungen erfolgten im Rahmen der Änderungen des 
Artikels 32 zum § 7a Absatz 5 VVG zum Zu-
kunftschancenG, vgl. u. a. Bundestagsdrucksache 
20/9363, S. 98) noch im Einklang mit der im 
Oktober 2023 verabschiedeten Verbraucherkredit-
richtlinie (RL (EU) 2023/2225), oder sieht sie wie 
ich an dieser Stelle Änderungsbedarf, da die 
Richtlinie konkret eine Bündelung eines Ab-
schlusses eines Kreditvertrages mit einer Rest-
schuldversicherung mit nur einer dreitägige Bin-
dungsfrist für das Angebot zugunsten des Kunden 
vorsieht, und wenn nein, wie lässt sich nach An-
sicht der Bundesregierung die Diskrepanz zwi-
schen der Verbraucherkreditrichtlinie und den 
Regelungen im geänderten Versicherungsvert-
ragsgesetz aufl&ouml;sen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 30. Januar 2024

Die Richtlinie (EU) 2023/2225 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Oktober 2023 über Verbraucherkreditverträge und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2008/48/EG enthält in ihrem Artikel 14 
Vorgaben zu Kopplungs- und Bündelungsgeschäften. Die in Artikel 14 
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Absatz 5 der Richtlinie vorgesehene Mindestfrist von drei Tagen für den 
Vergleich von Versicherungsangeboten gilt dabei aufgrund der Inbezug-
nahme des Absatzes 3 nur für Kopplungsgeschäfte, bei denen der Ab-
schluss eines Kreditvertrags vom Abschluss eines Versicherungsvertrags 
abhängig gemacht wird. § 7a Absatz 5 des Versicherungsvertragsgeset-
zes enthält jedoch lediglich Vorgaben für Bündelungsgeschäfte, so dass 
nach Einschätzung der Bundesregierung kein Widerspruch zu Artikel 14 
Absatz 5 der genannten Richtlinie vorliegt.

49. Abgeordnete
Susanne Hennig-
Wellsow
(fraktionslos)

Wie ist der Sachstand im Bundesministerium für 
Justiz (BMJ) bezüglich des Beschlusses der 
92. Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister vom 11. bis 12. November 2021 der das 
BMJ auffordert, einen Gesetzentwurf zur „Schaf-
fung einer zentralen, durch eine behördliche Stel-
le geführten Vorauswahlliste für Insolvenzverwal-
terinnen und Insolvenzverwalter vorzulegen“, und 
wie sehen die aktuellen Pläne des BMJ für ein 
Berufsrecht der Insolvenzverwalter und Insol-
venzverwalterinnen aus (bitte auch den Zeitplan 
angeben; vgl. www.justiz.nrw.de/JM/jumiko/besc
hluesse/2021/Herbstkonferenz_2021/TOP-I_-6---
Bericht-AG-Vorauswahlliste-Insolvenzverwalte
r.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 31. Januar 2024

Das Bundesministerium der Justiz arbeitet derzeit an einem Konzept für 
ein „Berufsrecht für Insolvenzverwalter und andere Insolvenz- und re-
strukturierungsrechtliche Amtsträger“, zu dem auch die Schaffung einer 
bundesweiten Vorauswahlliste für Insolvenzverwalterinnen und Insol-
venzverwalter gehört. Ein Referentenentwurf soll Ländern und Verbän-
den in der Mitte des Jahres 2024 zur Stellungnahme vorgelegt werden.

50. Abgeordneter
Edgar Naujok
(AfD)

Sieht die Bundesregierung eine mögliche Diskre-
panz zwischen ihrer Antwort auf meine Schrift-
liche Frage 124 auf Bundestagsdrucksache 
20/9662 und der von Berlins Generalstaats-
anwältin Margarete Koppers vorgebrachten For-
derung nach der Abschaffung des Weisungsrechts 
durch die Justizminister von Bund und Ländern 
(www.rbb24.de/politik/beitrag/2024/01/justiz-staa
tsanwaltschaft-justizminister-weisungsrecht-marg
arete-koppers.html), und wie begründet sie ihre 
Einschätzung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 30. Januar 2024

Das in den §§ 146, 147 des Gerichtsverfassungsgesetzes festgelegte 
Weisungsrecht der Justizministerinnen und Justizminister gegenüber der 
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Staatsanwaltschaft dient der demokratischen Rückkoppelung und Legiti-
mation der Staatsanwaltschaft.
Die Frage nach dem Verhältnis zwischen parlamentarischer und minis-
terieller Verantwortung und der Rolle der Staatsanwaltschaften im Ge-
waltenteilungssystem ist Gegenstand einer rechtspolitischen Diskussion. 
Die Bundesregierung verfolgt die Beiträge zu dieser Diskussion, zu 
denen auch die genannte Forderung von Generalstaatsanwältin 
Margarete Koppers gehört, aufmerksam.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Schriftlichen 
Frage 124 auf Bundestagsdrucksache 20/9662, S. 85 f. verwiesen.

51. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Aus welchen im Einzelnen aufzuführenden Grün-
den wurde der Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2022 und Lagebericht der juris GmbH mit Bestä-
tigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprü-
fers bisher nicht auf der Homepage der juris 
GmbH veröffentlicht (www.juris.de/jportal/nav/u
nternehmen/jahresabschl%C3%BCsse-und-corpor
ate-governance/index.jsp), obwohl die Bestäti-
gungsvermerke der dort veröffentlichten Ge-
schäftsberichte der Vorjahre spätestens im März 
oder April des jeweiligen Folgejahres erteilt wur-
den?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Benjamin Strasser
vom 29. Januar 2024

Die juris Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist ihren gesetzlichen 
Veröffentlichungspflichten (Unternehmensregister, Bundesanzeiger) 
nachgekommen, hat jedoch die ergänzende Veröffentlichung auf ihrer 
Homepage versäumt. Die Berichte wurden am 23. Januar 2024 einge-
stellt und sind unter folgendem Link abrufbar: https://www.juris.de/jport
al/nav/unternehmen/jahresabschl%C3%BCsse-und-corporate-governanc
e/index.jsp.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

52. Abgeordneter
Marc Biadacz
(CDU/CSU)

Wie viele Leistungsbezieher haben sich zwischen 
in den Quartalen der Jahre 2022 und 2023 gewei-
gert eine Arbeit, Ausbildung, Maßnahme oder ein 
gefördertes Arbeitsverhältnis (inklusive Abbruch 
einer Maßnahme) anzunehmen, und wie vielen 
wurde eine Sanktion/Leistungsminderung ange-
droht bzw. eine Sanktion durchgesetzt (bitte in ab-
soluten und prozentualen Zahlen pro Quartal)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 30. Januar 2024

Eine Differenzierung nach Leistungsminderungsgründen kann nur für 
neu festgestellte Leistungsminderungen ausgewiesen werden. Dies-
bezüglich wird auf die Antwort vom 19. Januar 2024 auf die Schriftliche 
Frage 59 auf Bundestagsdrucksache 20/10127 verwiesen.
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit gab es im Sep-
tember 2023 insgesamt rund 21.200 erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
(ELB) mit mindestens einer Leistungsminderung. Dies entsprach einer 
Leistungsminderungsquote (in Bezug auf alle ELB) von 0,5 Prozent.
Zu weiteren Ergebnissen betreffend ELB mit mindestens einer Leis-
tungsminderung wird auf die Standardveröffentlichung „Leistungsmin-
derungen (Zeitreihe Monats- und Jahreszahlen ab 2007)“ verwiesen 
(http://bpaq.de/bmas-a99, siehe Tabellenblatt „Tab 3“).
Im Zeitraum von Juli bis Dezember 2022 wurden aufgrund des soge-
nannten Sanktionsmoratoriums Leistungsminderungen bei Pflichtverlet-
zungen befristet ausgesetzt. Dies hat dementsprechend Auswirkung auf 
Daten für Berichtmonate ab Juli 2022 und wirkt noch in die Zeit ab Ein-
führung des Bürgergeld-Gesetzes (Januar 2023) hinein. Diese Verzerrun-
gen sind bei einer monatlichen Betrachtungsweise besser interpretierbar 
als bei Vergleichen von Quartalswerten.
Eine Differenzierung nach angedrohter bzw. durchgesetzter Leistungs-
minderung kann nicht vorgenommen werden.

53. Abgeordneter
Axel Knoerig
(CDU/CSU)

Unterstützt der Bund über das Bundesamt für 
soziale Sicherung den Neubau der Zentralklinik 
Twistringen im Landkreis Diepholz mit Förder-
mitteln, und wenn ja, in welcher Höhe (bitte die 
genaue Höhe der beantragten, bewilligten und 
ausgezahlten Fördermittel mit Bewilligungsdatum 
und Förderzeitraum auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 2. Februar 2024

Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung hatte beim Bundesamt für Soziale Sicherung mit Schrei-
ben vom 20. Juli 2023 einen Antrag auf Gewährung von Fördermitteln 
in Höhe von 50.000.000,00 Euro aus dem Krankenhausstrukturfonds für 
das Konzentrationsvorhaben in Twistringen gestellt.
Das Bundesamt für Soziale Sicherung hat mit Bescheid vom 29. No-
vember 2023 für das Konzentrationsvorhaben in Twistringen Fördermit-
tel in Höhe von 50.000.000,00 Euro gewährt. Die Fördermittel sind am 
8. Dezember 2023 an das Niedersächsische Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung ausgezahlt worden. Einen konkreten För-
derzeitraum sieht der Bewilligungsbescheid nicht vor.
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54. Abgeordnete
Ina Latendorf
(fraktionslos)

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die Zahl der sachgrundlos befristeten Ar-
beitsverträge und den Anteil von sachgrundlos 
befristeten Arbeitsverträgen an allen befristeten 
Arbeitsverträgen vor, und wie haben sich diese 
Werte in den vergangenen fünf Jahren entwickelt 
(bitte die aktuellsten verfügbaren Daten auswei-
sen und für das Bundesgebiet und für Mecklen-
burg-Vorpommern die jährlichen Daten einzeln 
darstellen; wenn es nicht für jedes Jahr diesbezüg-
liche Daten gibt, bitte die vorhandenen auswei-
sen; bitte nach Privatwirtschaft, drittem Sektor 
und öffentlicher Hand unterscheiden)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 2. Februar 2024

Angaben zu Befristungen, inklusive sachgrundloser Befristungen, liegen 
im Betriebspanel des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) vor. Die entsprechende Auswertung ist unter folgendem Link ver-
öffentlicht: https://iab.de/daten/befristete-beschaeftigung-in-deutschlan
d-2022/. Informationen zum Bundesland Mecklenburg-Vorpommern fin-
den sich in Tabellenblatt 8. Daten für das Jahr 2023 liegen noch nicht 
vor.

55. Abgeordneter
René Springer
(AfD)

Bei wie vielen Altersrentnern liegt nach Kenntnis 
der Bundesregierung der Rentenzahlbetrag (nach 
Abzug von Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung sowie dem durchschnitt-
lichen Zusatzbeitrag in der gesetzlichen Kranken-
versicherung) aktuell unter dem durchschnitt-
lichen Bruttobedarf von Empfängern von Grund-
sicherung im Alter (bitte insgesamt sowie nach 
Bundesländern, Frauen, Männern, sowie nach 
Altersklassen: 60 bis unter 63 Jahre, 63 bis unter 
65 Jahre, 65 bis 70 Jahre, 70 Jahre und älter ge-
trennt ausweisen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese
vom 30. Januar 2024

Der durchschnittliche Bruttobedarf in der Grundsicherung im Alter lag 
im Jahr 2022 bei 862 Euro (am Jahresende). Ergebnisse zu den Renten-
zahlbeträgen liegen klassiert in 50-Euro-Schritten vor. Für die Auswer-
tung wurde daher auf Renten wegen Alters mit einem Zahlbetrag unter 
850 Euro/Monat abgestellt. Die Ergebnisse für den Rentenbestand am 
31. Dezember differenziert nach Bundesländern und Altersgruppen kön-
nen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. Bezüglich der Dif-
ferenzierung nach Frauen und Männern sowie insgesamt wird auf die 
Antwort vom 8. August 2023 auf die Schriftliche Frage 92 auf Bundes-
tagsdrucksache 20/8008 verwiesen.
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Anzahl der Renten wegen Alters mit einem durchschnittlichen Renten-
zahlbetrag von unter 850 Euro/Monat

Zahlungen ins Inland. Rentenbestand am 31. Dezember 2022

Wohnort Anzahl
Schleswig-Holstein   260.600
Hamburg   118.537
Niedersachsen   702.885
Bremen    54.005
Nordrhein-Westfalen 1.524.204
Hessen   491.258
Rheinland-Pfalz   366.250
Baden-Württemberg   811.648
Bayern 1.026.420
Saarland   101.246
Berlin   184.880
Brandenburg   102.446
Mecklenburg-Vorpommern    71.992
Sachsen   162.533
Sachsen-Anhalt   102.076
Thüringen    87.083
Alter zum Erhebungsstichtag*
bis unter 63 Jahre     6.885
63 Jahre bis unter 65 Jahre   102.879
65 Jahre bis unter 70 Jahre 1.368.475
70 Jahre und älter 4.689.552

* Ohne Alter nicht erfasst
Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

Allein aus der Höhe einer Altersrente der gesetzlichen Rentenversiche-
rung kann grundsätzlich nicht auf Bedürftigkeit in der Grundsicherung 
nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch ge-
schlossen werden, da u. a. weitere (Alters-) Einkommen und der Haus-
haltskontext nicht berücksichtigt sind. Ein Rentenanspruch wird bereits 
nach nur fünf Beitragsjahren erworben. Gerade bei geringen Renten be-
stehen oft auch Ansprüche in anderen Sicherungssystemen, wie zum 
Beispiel der Beamtenversorgung, über die in der Statistik der Deutschen 
Rentenversicherung keine Informationen vorliegen. Aus einer niedrigen 
Altersrente in der gesetzlichen Rentenversicherung kann daher grund-
sätzlich nicht auf ein niedriges Alterseinkommen geschlossen werden. 
Dies bestätigt auch der Alterssicherungsbericht 2020 der Bundesregie-
rung (vgl. Bundestagsdrucksache 19/24926), der aufzeigt, dass geringe 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung viel häufiger in Haushalten 
mit hohen Einkommen Vorkommen. Für alle Haushaltstypen zeigt sich, 
wenn auch auf unterschiedlichem Niveau, dass mit steigendem Renten-
betrag das Gesamteinkommen zunächst eher sinkt und erst bei höheren 
Renten wieder steigt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

56. Abgeordneter
Dr. Reinhard 
Brandl
(CDU/CSU)

Wie lauten die genauen Nummern der die Muster-
zulassung des gemäß der Antwort der Bundes-
regierung auf die Schriftliche Frage 143 des Ab-
geordneten Dr. Marlon Bröhr (CDU/CSU) auf 
Bundestagsdrucksache 20/9662 zur Erbringung 
der Langsamen Flugzieldarstellung verwendeten 
Luftfahrzeugmuster PC-9/b und PC-9 ergänzen-
den Supplemental Type Certificates (Ergänzende 
Musterzulassung) für die in der Antwort der Bun-
desregierung zu Frage 15j der Kleinen Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 20/8160 und der dazu 
ergänzenden Antwort der Bundesregierung auf 
Bundestagsdrucksache 20/9082 gelisteten Modifi-
kationen (Navigation-based System for Aerial 
Targeting (NASAT), inklusive Bedien- und Aus-
wertegeräte, IFF STR 200, Kameras (MX-10 und 
MX-15) mit erforderlichen Bediengeräten, Video 
Downlink Systeme, Schleppziele)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 2. Februar 2024

Aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung folgt ein Kernbereich exekuti-
ver Eigenverantwortung, der einen auch parlamentarisch grundsätzlich 
nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich ein-
schließt. Dazu gehört die Willensbildung der Regierung selbst, sowohl 
hinsichtlich der Erörterungen im Kabinett als auch bei der Vorbereitung 
von Kabinett- und Ressortentscheidungen, die sich vornehmlich in res-
sortübergreifenden und internen Abstimmungsprozessen vollzieht. Da 
die Frage ein zurzeit laufendes Vergabeverfahren betrifft und Rück-
schlüsse auf relevante Parameter im laufenden Vergabeverfahren zulässt, 
muss das parlamentarische Fragerecht hierhinter zurücktreten, weil der 
Willensbildungsprozess innerhalb der Bundesregierung insoweit noch 
nicht abgeschlossen ist.
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57. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(fraktionslos)

Wie hoch ist die finanzielle Beteiligung (bitte 
nach bereits geleisteten Finanzierungsbeiträge 
und veranschlagten Verpflichtungsermächtigun-
gen unter Angabe der Höhe, der Haushaltsjahre 
und des Haushaltstitels) seitens der Bundesregie-
rung für die Beschaffung von U-Booten durch 
Israel (www.spiegel.de/politik/deutschland/bunde
sregierung-genehmigt-u-boot-deal-mit-israel-a-11
55229 .html) – sechs U-Boote der „Dolphin“-
Klasse und drei U-Boote der „Dakar“-Klasse – 
bei der deutschen Industrie, und in welcher Höhe 
erfolgte ggf. eine finanzielle Beteiligung der Bun-
desregierung an weiteren Beschaffungen von Rüs-
tungsgütern durch Israel (bitte nach bereits geleis-
teten Finanzierungsbeiträge und veranschlagten 
Verpflichtungsermächtigungen unter Angabe des 
Rüstungsgutes, der Höhe, der Haushaltsjahre und 
des Haushaltstitels)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 30. Januar 2024

Die Beantwortung der Frage kann in offener Form nicht erfolgen.
Die Einstufung als Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad
„VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ ist im vorliegenden Fall 
im Hinblick auf das Staatswohl erforderlich.* Nach § 2 Absatz 2 Num-
mer 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheim-
schutz (Verschlusssachenanweisung, VSA) vom 10. August 2018 sind 
Informationen, deren Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein 
kann, entsprechend einzustufen.
Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort der Bundesregierung auf 
diese Frage würde bei Kenntnisnahme und unbefugter Veröffentlichung 
durch Dritte ggf. zu politischen Verwerfungen in den Deutsch-Israeli-
schen Beziehungen führen. Insbesondere die verdichtete Datenaufberei-
tung ermöglicht es Israel nicht wohlgesonnenen Gruppierungen, die auf-
geführten Informationen in ihrem Sinne zu missbrauchen.

58. Abgeordneter
Dr. Alexander 
Gauland
(AfD)

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Fäl-
len (z. B. bei gemeinsamen Übungen) das Streit-
kräfteaufenthaltsabkommen mit den Nicht-NATO 
und Nicht-PfP-Staaten Neuseeland und Singapur 
bisher angewendet wurde, und wenn ja, wann 
(www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/regel
basierte-internationale-ordnung/voelkerrecht-inter
nationales-recht/truppenstationierungsrecht/21
7066), und sofern bislang keine Fälle vorliegen, 
hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, aus 
welchen Gründen die Abkommen mit den beiden 
vorgenannten Staaten in den Jahren 2008 und 
2009 abgeschlossen wurden?

* Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 2. Februar 2024

Die genannten Streitkräfteaufenthaltsabkommen regeln die Vorausset-
zungen des Rechts zum Aufenthalt sowie die Rechtsstellung neuseeländ-
ischer bzw. singapurischer Streitkräfte bei ihren vorübergehenden Auf-
enthalten im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland. Als Auf-
enthaltszwecke werden dort im Wesentlichen die Durchführung von 
Übungen, die Ausbildung von Einheiten sowie die Durchreise genannt.
Vorübergehende Aufenthalte der Streitkräfte aus den genannten Staaten 
finden mit Zustimmung der Bundesregierung statt. Sofern diese Aufent-
halte zu den in den Abkommen genannten Zwecken durchgeführt wer-
den, sind die Streitkräfteaufenthaltsabkommen darauf anwendbar.

59. Abgeordneter
Markus Grübel
(CDU/CSU)

Welchen Anteil an der Ausbildung an der Füh-
rungsakademie der Bundeswehr haben jeweils die 
militärische auf der einen und die gesellschafts-
wissenschaftlich-zivile Lehre auf der anderen 
Seite?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 31. Januar 2024

Die Führungsakademie der Bundeswehr (FüAkBw) ist ein militärischer 
Bildungsträger. Ihr Kernauftrag ist die berufsspezifische und postuniver-
sitäre Aus-, Fort- und Weiterbildung berufserfahrener Offiziere, Stabs-
offiziere sowie ziviler Angehöriger des Geschäftsbereichs des Bundes-
ministeriums der Verteidigung und Spitzenführungskräfte aus dem In- 
und Ausland. Die Lerninhalte der vermittelten Ausbildung sind sowohl 
auf lebenslanges Lernen und militärisches Handwerkszeug als auch auf 
Persönlichkeitsentwicklung der Lehrgangsteilnehmenden ausgerichtet. 
Im Zuge der Ausbildung des Führungspersonals nehmen gerade durch 
gesellschaftswissenschaftliche Themen geprägte Ausbildungsabschnitte 
wesentlichen Raum und Bedeutung ein. Dabei stehen gesellschaftlich 
relevante Aspekte dahingehend im Fokus, dass ihre Auswirkungen auf 
die Erfüllung des militärischen Auftrages beleuchtet werden, um diese 
im Rahmen des gesamtstaatlichen Ansatzes entsprechend analysieren 
und berücksichtigen zu können. Vor diesem Hintergrund ist eine dezi-
dierte Differenzierung zwischen reiner militärischer und gesellschafts-
wissenschaftlich-ziviler Lehre schwer möglich, da sämtliche Inhalte der 
Ausbildung auf die Erfüllung des militärischen Auftrages im Kontext 
gesamtstaatlichen Handelns ausgerichtet sind.
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60. Abgeordneter
Markus Grübel
(CDU/CSU)

Hat sich die Bundesregierung an der mit dem 
Aktionsplan zur militärischen Mobilität 2.0 ein-
hergehenden Ausschreibung der Europäischen 
Kommission zur Stärkung der militärischen Mo-
bilität im Rahmen der Connecting Europe Facility 
(CEF), die bis zum 21. September 2023 lief, be-
teiligt, und wenn ja, welche Projektvorschläge 
wurden eingereicht (bitte dabei auch das jeweilige 
finanzielle Volumen angeben), und inwieweit hat 
dabei eine Abstimmung zwischen Bundesministe-
rium der Verteidigung und Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr stattgefunden, und wenn 
nein, warum hat sich die Bundesregierung nicht 
beteiligt (vgl. germany.representation.ec.europ
a.eu/news/eu-investiert-790-millionen-euro-milita
rische-mobilitat-2023-05-03_de und cinea.ec.euro
pa.eu/news-events/news/2023-cef-transport-milita
ry-mobility-call-proposals-submission-results-202
3-09-22_en?prefLang=de)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 30. Januar 2024

Die Bundesregierung hat sich an der Ausschreibung beteiligt.

Es wurde folgender Projektvorschlag eingereicht:
Gezielter Ausbau der Ost-West-Schieneninfrastruktur (23-DE-TM-
MilMob DEU)
Das Projekt betrifft Bauarbeiten zur Modernisierung der Eisenbahninfra-
struktur in drei Abschnitten des deutschen Kernnetzes:
• den Ausbau eines 740 m langen Gleisanschlusses am Bahnhof Sech-

tem,
• den Neubau der Brücke Stichkanal-Ahlem und
• den Ausbau des Straßen-Schienen-Terminals Ulm-Dornstadt.
Es fördert die nachhaltige Nutzung der Infrastruktur für den Güter- und 
Personenfernverkehr. Das Projekt wird das Netz verbessern, da die mo-
dernisierte Infrastruktur sowohl für den zivilen als auch für den militäri-
schen Verkehr genutzt werden kann.
Das finanzielle Volumen beträgt 183.178.884 Euro.
Die Federführung für die Einreichung von Projektvorschlägen im Be-
reich Verkehrsinfrastruktur liegt beim Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr, das eine enge Abstimmung mit dem Bundesministerium 
der Verteidigung pflegt.
Die Europäische Kommission hat am 24. Januar 2024 bekanntgegeben, 
dass der deutsche Projektvorschlag mit einer anteiligen Finanzierung in 
Höhe von 91.589.442 Euro ausgewählt wurde.
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61. Abgeordneter
Markus Grübel
(CDU/CSU)

Welche Gewichtung hat das Lehrangebot der Fa-
kultät Politik, Strategie und Gesellschaftswissen-
schaften (PSGW) innerhalb der Ausbildung an 
der Führungsakademie der Bundeswehr, und wie 
hat sich die Gewichtung in den letzten fünf Jahren 
verändert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 31. Januar 2024

Das Lehrangebot der Fakultät Politik, Strategie und Gesellschaftswis-
senschaften (PSGW) hat eine wichtige und tragende Rolle für die Aus-
bildung der Lehrgangsteilnehmenden am Ausbildungsangebot der 
FüAkBw. Dies gilt sowohl für das Gebiet der Sicherheitspolitik, als ins-
besondere auch auf dem Gebiet der Sozialwissenschaften und Gesell-
schaftswissenschaften.
In den letzten fünf Jahren hat es im Trainingsangebot der FüAkBw keine 
grundlegenden Änderungen im Ablauf der Lehrgänge gegeben, die Aus-
wirkungen auf die Gewichtung der Ausbildung der Fakultät PSGW ge-
habt haben. Damit ist grundsätzlich auch keine Änderung der Gewich-
tung des Lehrangebots der Fakultät PSGW erfolgt. Ablauforganisatori-
sche Schwankungen bleiben hiervon unberührt.

62. Abgeordnete
Serap Güler
(CDU/CSU)

Wann wird das in der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Mündliche Frage 27 des Abgeordne-
ten Florian Hahn (CDU/CSU), Plenarprotokoll 
20/81, zu Ende 2023 angekündigte Konzept „Auf-
wuchs Streitkräfte“ dem Parlament zugeleitet be-
ziehungsweise vorgestellt, und wie war die Er-
arbeitung dieses Konzepts verzahnt mit der Tätig-
keit der Task Force Personal im Bundesministe-
rium der Verteidigung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 30. Januar 2024

Die mit der Nationalen Sicherheitsstrategie und den Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien festgelegte konsequente Ausrichtung der Bundeswehr 
auf die Landes- und Bündnisverteidigung hat unter anderem auch erheb-
liche Auswirkungen auf das Konzept zum Aufwuchs der Streitkräfte. 
Das BMVg hat daher entschieden, das Konzept „Aufwuchs Streitkräfte“ 
in der ursprünglich geplanten Form nicht weiter zu finalisieren, sondern 
dessen Inhalte in einen umfassenderen Bereitstellungsplan der Bundes-
wehr einfließen zu lassen. Ziel des Bereitstellungsplans ist die Vorberei-
tung eines geordneten Überganges von einer Friedens- zu einer mög-
lichen Verteidigungsaufstellung. Die Neuerstellung und Umsetzung des 
Bereitstellungsplanes – einschließlich der Anpassung des Krisenreak-
tions- und Alarmplanes der Bundeswehr – hat erhebliche Schnittmengen 
zur gesamtstaatlichen Verteidigung und zur Umsetzung des Fähigkeits-
profils der Bundeswehr. Sie ist eine langfristige und schrittweise zu er-
füllende Aufgabe.
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Unabhängig von den eingeleiteten Grundlagenarbeiten zum Bereitstel-
lungsplan wird die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr konsequent ver-
bessert und die gegenüber den Bündnissen eingegangenen Verpflichtun-
gen können erfüllt werden.
Die Arbeit der temporär eingesetzten Task Force Personal zielte auf 
pragmatische, sofort umsetzbare und im gesamten Geschäftsbereich be-
reits im Jahr 2024 wirkende Maßnahmen zur Optimierung der Personal-
gewinnung und -bindung, aus denen sich keine direkten Auswirkungen 
auf Grundsatzfragen der Bereitstellung ergeben.

63. Abgeordneter
Roderich 
Kiesewetter
(CDU/CSU)

Wann ist Großbritannien an die Bundesregierung 
mit der Idee eines Ringtausches zu Taurus heran-
getreten (Deutschland exportiert Marschflugkör-
per vom Typ „Taurus“ nach Großbritannien, im 
Gegenzug liefert Großbritannien Marschflugkör-
per des Typs „Storm Shadow“ an die Ukraine), 
und wann ist eine Antwort seitens der Bundes-
regierung auf das britische Angebot des Ringtau-
sches geplant (www.handelsblatt.com/politik/deut
schland/ukraine-hilfe-london-bietet-scholz-einen-
ausweg-aus-dem-taurus-dilemma/100009700.htm
l?share=twitter)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 2. Februar 2024

Zu vertraulichen Gesprächen mit anderen Staaten äußert sich die Bun-
desregierung grundsätzlich nicht. Derartige Gespräche und Korrespon-
denzen sind Akte der Staatslenkung und somit unmittelbares Regie-
rungshandeln. Sie unterfallen dem Kernbereich exekutiver Eigenverant-
wortung. Die Vertraulichkeit der Beratungen auf hoher politischer Ebene 
ist entscheidend für den Schutz der auswärtigen Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland und damit aus Gründen des Staatswohls gebo-
ten. Würden diese unter der Annahme gegenseitiger Vertraulichkeit aus-
getauschten Gesprächs- oder Korrespondenzinhalte Dritten bekannt – 
dies umfasst auch eine Weitergabe an das Parlament –, würden sich die 
Gesprächspartner bei einem zukünftigen Zusammentreffen oder zugehö-
riger schriftlicher Kommunikation nicht mehr in gleicher Weise offen 
austauschen. Ein unvoreingenommener Austausch auch auf persönlicher 
Ebene und die damit verbundene Fortentwicklung der deutschen Außen-
politik wäre dann nur noch auf langwierigere, weniger erfolgreiche Art 
und Weise oder im Einzelfall auch gar nicht mehr möglich. Dies gilt 
ebenfalls für Schlussfolgerungen, die Rückschlüsse auf die erörterten 
Themen ermöglichen könnten.
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64. Abgeordnete
Dr. Katja Leikert
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung in den letzten zwölf 
Monaten Abmachungen (z. B. Verträge, Absichts-
erklärungen) mit dem Taurus-Hersteller Taurus 
Systems GmbH getroffen, um neue Taurus-
Marschflugkörper zu bestellen, sowie die laut 
Aussagen des Abgeordneten Marcus Faber (FDP) 
momentan ungefähr 450 nicht einsatzbereiten 
Taurus-Marschflugkörper im Bundeswehrbestand 
wieder einsatzbereit zu machen, und wenn ja, 
welche, und wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Hitschler
vom 2. Februar 2024

Die Beantwortung kann in offener Form nicht erfolgen. Die Einstufung 
als Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad „VS – NUR FÜR 
DEN DIENSTGEBRAUCH“ ist im vorliegenden Fall im Hinblick auf 
das Staatswohl erforderlich.* Nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Ver-
schlusssachenanweisung, VSA) vom 10. August 2018 sind Informatio-
nen, deren Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann, 
entsprechend einzustufen.
Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort zu dieser Frage würde 
detaillierte Hinweise bzw. Rückschlüsse zur Fähigkeitsentwicklung des 
Lenkflugkörpers TAURUS zulassen.

65. Abgeordneter
Stefan Müller 
(Erlangen)
(CDU/CSU)

Wie viele Artilleriegeschosse hat die Bundesrepu-
blik Deutschland seit dem Beschluss der EU zur 
Lieferung von einer Million Schuss Artillerie-
munition an die Ukraine am 20. März 2023 an die 
ukrainischen Streitkräfte abgegeben (Stückzahl 
und Typ angeben), und wie viele Verträge zur Be-
schaffung und Nachbeschaffung von Artillerie-
munition wurden vom Bundesministerium der 
Verteidigung seit dem 20. März 2023 geschlossen 
bzw. sind aktuell geplant?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 29. Januar 2024

Seit dem 20. März 2023 wurden mit Stand 26. Januar 2024 insgesamt 
über 50.000 Schuss Artilleriemunition von Deutschland an die Ukraine 
übergeben. Diese schlüsseln sich folgendermaßen auf:
– 35.170 High Explosiv (HE) Spreng im Kaliber 155 mm,
– 17.872 Schuss Nebel-/Leuchtmunition im Kaliber 155 mm,
– Präzisionsmunition SMArt im Kaliber 155 mm,
– Präzisionsmunition VULCANO im Kaliber 155 mm.

* Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Die Angabe von Stückzahlen der unterschiedlichen Munitionstypen 
kann in Teilen nicht in offener Form erfolgen. Die Einstufung als Ver-
schlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad „VS – NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH“ ist im vorliegenden Fall in Hinblick auf das 
Staatswohl erforderlich.* Nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Verschluss-
sachenanweisung, VSA) vom 10. August 2018 sind Informationen, 
deren Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein können, 
entsprechend einzustufen.
Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort der Bundesregierung auf 
diese Frage würde konkrete Rückschlüsse auf Kapazitäten und Fähigkei-
ten der ukrainischen Streitkräfte aber auch der Bundeswehr zulassen. 
Dies ist mit Blick auf den Ukraine-Krieg besonders sensitiv.
Seit dem 20. März 2023 hat Deutschland drei Rahmenvereinbarungen 
zur Beschaffung von Artilleriemunition (ausschließlich Sprengmunition 
im Kaliber 155 mm) geschlossen. Derzeit ist der Abschluss mindestens 
eines weiteren Vertrages im Jahr 2024 geplant.
Eine aktuelle Übersicht der bereits gelieferten militärischen Unterstüt-
zungsleistungen sowie der noch in der Durchführung bzw. Vorbereitung 
befindlichen ist auf folgender Website verfügbar: www.bundesregierun
g.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-ukraine-20
54514.

66. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Gibt es Belege aus deutschen Daten, dass die 
COVID-19-Impfstoffe bei den deutschen Bundes-
wehrsoldaten im Jahr 2022 und 2023 einen 
Fremdschutz herstellen konnten, und wenn ja, 
welche?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Siemtje Möller
vom 30. Januar 2024

Gesonderte Daten zur Fremdschutzherstellung durch COVID-19-Impf-
stoffe bezogen auf Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr liegen der 
Bundesregierung nicht vor.

* Das Bundesministerium der Verteidigung hat einen Teil der Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft

67. Abgeordnete
Astrid Damerow
(CDU/CSU)

Welchen Zeitplan sieht das Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft für den von 
Bundesminister Cem Özdemir angekündigten 
Entwurf zur Revision des Tierschutzgesetzes vor, 
und welche Themenkomplexe sollen darin im De-
tail neu geregelt werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 2. Februar 2024

Das Verfahren zur Änderung des Tierschutzgesetzes soll in diesem Jahr 
abgeschlossen werden. Seit dem 1. Februar 2024 befindet sich der Refe-
rentenentwurf in der Länder- und Verbändeanhörung. Die erste Lesung 
im Bundestag soll möglichst noch vor der Sommerpause stattfinden.
Mit der Änderung des Tierschutzgesetzes sollen Rechts- und Vollzugs-
lücken im Bereich des Tierschutzes geschlossen und die bestehenden 
tierschutzrechtlichen Regelungen an aktuelle wissenschaftliche und 
praktische Erkenntnisse angepasst werden. Im Fokus stehen dabei fol-
gende Themenkomplexe:
– das grundsätzliche Verbot, Tiere angebunden zu halten,
– die Reduzierung der Durchführung nicht-kurativer Eingriffe,
– die Einführung einer verpflichtenden Videoüberwachung in Schlacht-

höfen,
– die Verpflichtung zur Identitätsmitteilung beim Online-Handel mit 

Heimtieren,
– das Verbot der Haltung und Zurschaustellung bestimmter Tierarten in 

reisenden Zirkusbetrieben,
– das Verbot der Zucht mit sowie der Ausstellung von und Werbung 

mit Tieren mit Qualzuchtmerkmalen sowie
– die Erhöhung des Straf- und Bußgeldrahmens bei tierschutzrecht-

lichen Verstößen.
Zentrales Ziel der vorgesehenen Änderung des Tierschutzgesetzes ist die 
umfassende Stärkung und Verbesserung des Tierschutzes beim Umgang 
mit Tieren.

68. Abgeordnete
Astrid Damerow
(CDU/CSU)

Aus welchem Grund hat die Bundesregierung die 
im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP auf Seite 44 an-
gekündigte Verbrauchsstiftung für Tierheime bis-
her nicht realisieren können, und welche Schritte 
sind für eine Implementierung umzusetzen (www.
bundesregierung.de/resource/blob/974430/199081
2/93bd8d9b17717c351633635f9d7fba09/2021-1
2-10-koav2021-data.pdf?download=1)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 2. Februar 2024

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Arbeit des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) in dieser Legislaturperiode ist 
die Verbesserung des Tierschutzes bei der Haltung von und dem Um-
gang mit Haustieren. In diesem Zusammenhang prüft das BMEL aktuell 
unter anderem auch Möglichkeiten zur Realisierung der im Koalitions-
vertrag vereinbarten Verbrauchsstiftung für Tierheime.
Sowohl die rechtlichen Umsetzungsmöglichkeiten als auch die inhaltli-
che Ausgestaltung einer Verbrauchsstiftung zur Unterstützung von Tier-
heimen durch den Bund sind komplex.
Insbesondere setzt eine solche Verbrauchsstiftung eine Finanzierungszu-
ständigkeit des Bundes voraus. Für die Finanzierung von Tierheimen 
sind jedoch grundsätzlich die Länder verfassungsrechtlich zuständig. 
Der Bund kann demnach nur in Ausnahmesituationen und unter engen 
Bedingungen, in Krisenlagen wie beispielsweise der Corona-Pandemie 
oder dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, aktiv werden. 
Schließlich ist vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltssitua-
tion zu prüfen, ob die hierfür erforderlichen Mittel überhaupt zur Ver-
fügung gestellt werden können.

69. Abgeordnete
Astrid Damerow
(CDU/CSU)

Welche Schritte hat die Bundesregierung unter-
nommen, um die im Koalitionsvertrag zwischen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP auf 
Seite 44 angekündigte Regulierung des Online-
handels mit Heimtieren, inklusive einer verpflich-
tenden Identitätsüberprüfung sowie einer Kenn-
zeichnungs- und Registrierungspflicht, einzufüh-
ren (www.bundesregierung.de/resource/blob/9744
30/1990812/93bd8d9b17717c351633635f9d7fba0
9/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1), 
beziehungsweise welches Vorgehen plant sie zur 
zukünftigen Realisierung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 2. Februar 2024

Der illegale Handel mit Tieren wird durch die Möglichkeit des anony-
men Anbietens im Internet begünstigt. Im Rahmen der vorgesehenen 
Änderung des Tierschutzgesetzes sollen daher Anforderungen an das 
Onlineangebot von Tieren festgelegt werden, die eine Rückverfolgbar-
keit zur jeweiligen Anbieterin beziehungsweise zum jeweiligen Anbieter 
eines Tieres sicherstellen. Auf diese Weise sollen die Möglichkeiten zur 
Kontrolle der Anbieterin beziehungsweise des Anbieters durch die zu-
ständigen Behörden verbessert werden.
Ein weiteres Vorhaben des Koalitionsvertrages, das mit der Änderung 
des Tierschutzgesetzes umgesetzt werden soll, ist die Schaffung der 
Grundlage für die Einführung einer verpflichtenden Kennzeichnung und 
Registrierung von Hunden. Die Kennzeichnung und Registrierung soll 
ebenfalls der Verbesserung der Rückverfolgbarkeit durch die zuständi-
gen Behörden und damit auch der Eindämmung des illegalen Handels 
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mit Tieren dienen. Die näheren Regelungen zur Kennzeichnung und Re-
gistrierung sollen in einer Verordnung festgelegt werden.
Ein zentrales Ziel der vorgesehenen Änderung des Tierschutzgesetzes ist 
die umfassende Stärkung und Verbesserung des Tierschutzes beim Um-
gang mit Heimtieren. Das Verfahren zur Änderung des Tierschutzgeset-
zes soll in diesem Jahr abgeschlossen werden.

70. Abgeordneter
Stephan Mayer 
(Altötting)
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung, die im Referentenent-
wurf des neuen Bundeswaldgesetzes (BWaldG) 
vorgesehenen Einschränkungen für Erholungssu-
chende, insbesondere im Hinblick auf die sich 
meiner Meinung nach widersprechenden §§ 29 
und 33 BWaldG, beispielsweise in Bezug auf das 
zulässige Nutzen vorgefundener Wege oder Pfade, 
zu mildern oder gänzlich zu ändern, und wie be-
absichtigt die Bundesregierung, wenn sie keine 
Änderung vornimmt, das weiterhin allgemein gel-
tende freie Betretungsrecht (§ 29 BWaldG) für die 
Bürgerinnen und Bürger rechtssicher in Einklang 
mit den neuen Regulierungen (§ 33 BWaldG) zu 
bringen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Claudia Müller
vom 29. Januar 2024

Der Referentenentwurf eines neuen Bundeswaldgesetzes befindet sich 
derzeit in der regierungsinternen Abstimmung. Im nächsten Schritt er-
folgt die Länder- und Verbändeanhörung. Im Lichte beider Beteiligun-
gen wird darüber zu entscheiden sein, inwieweit der Entwurf anzupassen 
ist. Dies gilt auch für die vorgesehenen Regelungen zum Betretensrecht.

71. Abgeordneter
Stephan Protschka
(AfD)

Hat die Bundesregierung eine Position zur Ab-
sichtserklärung von EU-Agrarkommissar Janusz 
Wojciechowski, erneut Importbeschränkungen für 
Agrargüter aus der Ukraine einführen zu wollen, 
um die EU-Agrarmärkte vor einem zu starken 
Preisdruck zu schützen (www.topagrar.com/mana
gement-und-politik/news/ukrainische-agrarexport
e-spalten-die-eu-kommissare-13583089.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick
vom 2. Februar 2024

Ein Vorschlag der Europäischen Kommission, Importbeschränkungen 
für Agrargüter aus der Ukraine in die Europäische Union einführen zu 
wollen, liegt der Bundesregierung seit Mittwoch, 31. Januar 2024, vor. 
Zurzeit wird der Vorschlag in seiner konkreten Ausgestaltung geprüft.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

72. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(fraktionslos)

Wann plant die Bundesregierung, die Ergebnisse 
der Evaluation des Bundesverbandes Mobile Be-
ratung sowie des Verbandes der Beratungsstellen 
für Betroffene rechter, rassistischer und antisemi-
tischer Gewalt zu veröffentlichen, und in wel-
chem Umfang werden die genannten Dachver-
bände in der kommenden Förderphase des Pro-
gramms „Demokratie leben“ ab 2025 gefördert 
werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 2. Februar 2024

Der Abschlussbericht der Evaluation, der u. a. die Arbeit der genannten 
Träger beleuchtet, ist in Arbeit und wird voraussichtlich Ende 2024 ver-
öffentlicht. Darüber hinaus befindet sich ein Zwischenbericht zu den 
beiden Dachverbänden in der Fertigstellung und wird voraussichtlich in 
der ersten Jahreshälfte 2024 veröffentlicht. Für das Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ ab 2025 arbeitet mein Haus derzeit an der Ausge-
staltung des Konzepts.
Dabei stützen wir uns auf die aktuellen Herausforderungen, die bisheri-
gen Programmerfahrungen, die Ergebnisse der begleitenden Forschung 
sowie auf weitere wissenschaftliche Erkenntnisse. Auch ab 2025 wollen 
wir mit dem Bundesprogramm auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene die Demokratie stärken, Vielfalt und Teilhabe fördern und uns 
gegen jede Form von Extremismus einsetzen. Wir bitten um Verständ-
nis, dass zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussagen darüber getroffen 
werden können, welche Projekte mit welchem Umfang gefördert wer-
den.

73. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Wie begründet die Bundesregierung die Einstel-
lung der Förderung für die Kindersuchmaschine 
„Blinde Kuh“ (nach §§ 23, 44 der Bundeshaus-
haltsordnung; Kinder- und Jugendplan des Bun-
des)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 31. Januar 2024

Die Kindersuchmaschine „Blinde Kuh“ wurde seit 2004 vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geför-
dert. In dieser Zeit hat sich die digitale Welt und damit das Nutzungsver-
halten von Online-Angeboten stetig weiterentwickelt.
Mit der Reformierung des Jugendschutzgesetzes im Jahr 2021 hat die 
Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ) als nachge-
ordnete Behörde des BMFSFJ u. a. die Aufgabe, durch geeignete Maß-
nahmen den Kinder- und Jugendmedienschutz weiterzuentwickeln. 
Dazu kann sie entsprechende Maßnahmen nun selbst finanziell fördern. 
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Damit sind Zuständigkeiten vom BMFSFJ im Bereich der Förderung 
von Angebotsformen, die für Kinder unbedenklich und besonders emp-
fehlenswert sind, an die BzKJ übertragen worden. Ausgehend von der 
Förderkompetenz der BzKJ stehen im Kinder- und Jugendplan des Bun-
des (KJP) ab 2024 keine Mittel zur Förderung der Kindersuchmaschine 
mehr zur Verfügung. In Folge dessen wurden bereits seit 2021 Gesprä-
che mit den Vertreterinnen und Vertretern des Blinden Kuh e. V. über 
das Auslaufen der Förderung beim BMFSFJ geführt.
Aktuelle Entwicklungen im Bereich des Kinder- und Jugendmedien-
schutzes müssen regelmäßig in den Blick genommen und daraus re-
sultierende Bedarfe ausgewertet werden. Nur so kann in einer sich sehr 
schnell verändernden medialen Welt ein effektiver Mitteleinsatz und ein 
dem Nutzungsverhalten angepasster Kinder- und Jugendmedienschutz 
gewährleistet werden. Die BzKJ forscht daher derzeit zum Thema 
„Kindgerechte Online-Angebote und Zugänge ins Internet“; wesent-
liches Ziel dabei ist die Evaluierung bestehender Angebote und Zu-
gangswege im Verhältnis zu den in dieser Hinsicht bestehenden Bedar-
fen.
Nach abgeschlossener Evaluierung wird ein Förderprogramm erstellt, 
welches optimal auf die tatsächlichen Bedarfe abgestimmt werden kann. 
Auf dieses können sich Projektträger bewerben, wenn ihre Projekte die 
Fördervoraussetzungen erfüllen.

74. Abgeordnete
Maria-Lena Weiss
(CDU/CSU)

Gibt es angesichts des nächste Woche (Kalender-
woche 5, 2024) zu verabschiedenden Bundes-
haushalts Informationen über die konkrete finan-
zielle Ausgestaltung (bitte auch den zeitlichen 
Horizont angeben) der laut Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 79 auf 
Bundestagsdrucksache 20/9409 vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend angestrebten weiteren Förderungen des Hil-
fesystems angesichts des Auslaufens des Bundes-
förderprogramms „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sven Lehmann
vom 2. Februar 2024

Der zur Abstimmung in den Deutschen Bundestag eingebrachte Entwurf 
zum Bundeshaushaltsplan 2024 sieht im Einzelplan 17 für das Bundes-
investitionsförderprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“ Mit-
tel in Höhe von 30 Mio. Euro für das Haushaltsjahr 2024 vor. Darüber 
hinaus sind keine Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten von folgen-
den Haushaltsjahren enthalten.
Das Bundesinvestitionsförderprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“ wird nach aktuellem Stand am 31. Dezember 2024 enden. Auf-
grund verfassungsrechtlicher Vorgaben ist eine Förderung durch den 
Bund nur im Rahmen eines Modellprogramms möglich wie im Bundes-
förderprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“. Eine Versteti-
gung ist damit ausgeschlossen. Letztlich entscheidet der Deutsche Bun-
destag im Verfahren zur Aufstellung des Haushalts für das Jahr 2025 
über eine mögliche Verlängerung.
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Auch nach Abschluss des Programms „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“ können der Bau- und Umbau von Schutz- und Beratungsein-
richtungen für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder weiterhin durch 
das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
über Finanzhilfen des Bundes investiv gefördert werden. Dies ist mög-
lich in den bestehenden Förderprogrammen der Länder im sozialen 
Wohnungsbau und der Städtebauförderung. Auch diese Umsetzung er-
folgt durch die Länder, die bei der Städtebauförderung auch über Art 
und Umfang der Maßnahmen in den Kommunen entscheiden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

75. Abgeordneter
Michael Brand 
(Fulda)
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung die Forderungen des 
Deutschen Bundestages zur Stärkung der Suizid-
prävention (Bundestagsdrucksache 20/7630), die 
mit einer Mehrheit von 687 Stimmen beschlossen 
wurden, zeitgerecht umsetzen, insbesondere „bis 
zum 31. Januar 2024 dem Bundestag ein Konzept 
vorzulegen, wie zeitnah – zum Beispiel mit Mit-
teln des Nationalen Präventionsplans – bestehen-
de Strukturen und Angebote der Suizidprävention 
unterstützt werden können“, und „bis zum 30. Ju-
ni 2024 dem Bundestag einen Gesetzentwurf und 
eine Strategie für Suizidprävention vorzulegen, 
mit dem die Maßnahmen und Akteure koordiniert 
und eine dauerhafte sowie zeitnahe Umsetzung si-
chergestellt werden“ (bitte im Einzelnen ausfüh-
ren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 1. Februar 2024

In seiner Sitzung am 6. Juli 2023 hat sich der Deutsche Bundestag im 
Kontext der Diskussion um Regelungen zur Sterbehilfe für eine weitere 
Stärkung der Suizidprävention ausgesprochen und hierzu den in der 
Frage benannten Entschließungsantrag „Suizidprävention stärken“ 
(Drucksache 20/7630) mit großer Mehrheit angenommen. Das Anliegen 
der Stärkung der Suizidprävention geht einher mit dem Auftrag aus dem 
Koalitionsvertrag, das Thema Suizidprävention auch im Kontext eines 
Nationalen Präventionsplans zu verankern und umzusetzen. Zudem wur-
de die Bundesregierung mit Beschluss des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages von November 2022 aufgefordert, den Entwurf 
einer Nationalen Suizidpräventionsstrategie unter dem Dach des Natio-
nalen Präventionsplans zu erarbeiten und bis zum April 2024 vorzu-
legen.
In Umsetzung dieser politischen Aufträge bereitet die Bundesregierung 
unter Federführung des Bundesministeriums für Gesundheit gegenwär-
tig eine Nationale Suizidpräventionsstrategie unter dem Dach des Natio-
nalen Präventionsplans vor. In der Strategie sollen insbesondere die 
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wichtigen Handlungsfelder Gesundheitskompetenz und Empowerment, 
psychosoziale Beratung und Unterstützung, Hilfe in Krisen- und Notfall-
situationen sowie Vernetzung und Koordination der Suizidprävention 
aufgegriffen werden. Ziel der Strategie soll sein, insbesondere Vorschlä-
ge zur Koordinierung und zur Vernetzung wesentlicher Strukturen der 
Suizidprävention zu entwickeln, um damit die notwendige Grundlage 
für eine weitere Verbesserung und einen Ausbau der Suizidprävention zu 
schaffen. Der Fokus soll auf der Bundesebene liegen. Es ist beabsichtigt, 
die Strategie dem Deutschen Bundestag – dem Beschluss des Haushalts-
ausschusses entsprechend – bis zum April 2024 vorzulegen. Nach Vor-
lage der Strategie wird über die weiteren Schritte – einschließlich der 
Option und möglicher Inhalte einer Gesetzesinitiative zur Suizidpräven-
tion – zu entscheiden sein.

76. Abgeordneter
Yannick Bury
(CDU/CSU)

Wie ist der aktuelle Sachstand zur gesetzlichen 
Verankerung des Pflegekonzepts „stambulant“ 
nach dem nach meiner Ansicht sehr positiven 
Gutachten des IGES Instituts, und gibt es seitens 
des Bundesministeriums für Gesundheit einen 
Zeitplan, bis wann mit einer politischen Entschei-
dung zur gesetzlichen Verankerung von „stambu-
lant“ gerechnet werden kann?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 30. Januar 2024

Dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) wurden am 9. Novem-
ber 2023 der Abschlussbericht des IGES Instituts zur Evaluation des 
Modells „Hausgemeinschaftskonzept Haus Rheinaue“ der BeneVit 
Holding GmbH in Wyhl sowie die Bewertung des Berichts durch die 
Forschungsstelle Pflegeversicherung des Spitzenverbandes Bund der 
Pflegekassen (GKV-Spitzenverband) übersandt.
Der Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP enthält die Zielsetzung, das Elfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
„um innovative quartiernahe Wohnformen“ zu ergänzen. Die Umsetzung 
des Koalitionsvertrages wird derzeit im BMG geprüft. Die Ergebnisse 
des IGES-Abschlussberichts werden hierbei ebenso einbezogen wie des-
sen Bewertung durch die Forschungsstelle Pflegeversicherung des GKV-
Spitzenverbandes.
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77. Abgeordneter
Stephan Pilsinger
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund der hohen finanziellen Defizite der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) die in 
Medienberichten (vgl. www.focus.de/gesundheit/f
ocus-online-recherchen-irrsinn-wut-auf-millione
n-transfers-der-deutschen-krankenkasse-in-die-tue
rkei_id_259598301.html) wiedergegebene Tat-
sache, dass allein in den Jahren 2020 bis 2023 ins-
gesamt 90 Mio. Euro aus GKV-Mitteln als Fami-
lienversicherung in die Länder Türkei, Bosnien-
Herzegowina, Montenegro, Serbien und Maze-
donien geflossen sind, und gedenkt die 
Bundesregierung, die entsprechenden Länder-Ab-
kommen aufzukündigen, um die GKV-Versicher-
ten in Deutschland zu entlasten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 31. Januar 2024

Die in den genannten Staaten lebenden Familienangehörigen einer in 
Deutschland krankenversicherten Arbeitnehmerin oder eines Arbeitneh-
mers erhalten im Krankheitsfall Leistungen der Krankenversicherung ih-
res Wohnsitzstaates. Die der Krankenversicherung des Wohnsitzstaates 
hierdurch entstehenden Kosten sind von der deutschen Krankenversiche-
rung zu erstatten. Rechtsgrundlage dieser Regelung sind die jeweiligen 
mit den genannten Staaten abgeschlossenen Sozialversicherungsabkom-
men.
Die Regelungen zur Krankenversicherung entsprechen dem internatio-
nalen Standard, wie er bereits seit vielen Jahrzehnten üblich ist. Solche 
Regelungen finden Anwendung in der allgemeinen Praxis sowohl des 
zwischenstaatlichen Sozialversicherungsrechts (bilaterale Sozialver-
sicherungsabkommen) als auch des überstaatlichen Sozialversicherungs-
rechts (EU-Regelungen über Soziale Sicherung – VO (EG) 
Nr. 883/2004). Sie beinhalten u. a„ dass sich der Versicherungsschutz in 
aller Regel nicht nur auf in Deutschland wohnende Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer beschränkt, sondern zusätzlich auch die nicht er-
werbstätigen Familienangehörigen einbezieht, die im Herkunftsstaat der 
Versicherten wohnhaft geblieben sind.
Um nicht in jedem einzelnen Behandlungsfall eine verwaltungsaufwän-
dige Abrechnung mit der Krankenversicherung des Wohnsitzstaates der 
Familienangehörigen durchführen zu müssen, erfolgt die Abrechnung 
der Kosten z. B. in Bezug auf das Abkommen mit der Türkei durch ka-
lenderjährlich zu vereinbarende Monatspauschalbeträge je Familie. Bei 
der Abrechnung wird auf das Kostenniveau des Wohnsitzstaates abge-
stellt. Der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung entstehen durch 
diese Regelungen keine Mehrbelastungen, sondern erhebliche Einspa-
rungen. Die Ausgaben der Krankenkassen wären deutlich höher, würden 
die Familienangehörigen in Deutschland wohnen. Im Jahr 2022 beliefen 
sich die Leistungsausgaben der deutschen gesetzlichen Krankenversi-
cherung je Versicherten im Durchschnitt auf monatlich rund 310 Euro, 
während die Kosten der vereinbarten Monatspauschale für die Betreu-
ung einer Familie zum Beispiel in der Türkei 21,06 Euro betrugen. Hin-
zu kommen die erheblichen Einsparungen an Verwaltungskosten durch 
das unbürokratische Verfahren der Monatspauschalbeträge.
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Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Bundesregierung nicht, die ge-
nannten zwischenstaatlichen Abkommen aufzuheben.

78. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Be-
lege oder Studien aus deutschen Daten oder, wenn 
nicht verfügbar, aus internationalen Studien, dass 
COVID-19 schwere Erkrankungsverläufe im Jahr 
2023 bei gesunden Menschen unter 65 Jahre ver-
ursacht hat, und wenn ja, welche?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Dittmar
vom 30. Januar 2024

Gemäß den Daten aus der syndromischen Krankenhaussurveillance wa-
ren etwa 12.400 hospitalisierte Fälle mit einer schweren akuten Atem-
wegsinfektion und COVID-19 im Jahr 2023 unter 65 Jahre alt und hat-
ten keine Vorerkrankung (0,36 Fälle je 100.000 Einwohner). Zehn Pro-
zent dieser Fälle mussten intensivmedizinisch behandelt werden, zwei 
Prozent der Fälle verstarben.
Die Bundesregierung verweist hinsichtlich internationaler Studien zu 
schweren Krankheitsverläufe im Rahmen einer COVID-19-Erkrankung 
auf das WHO-Review, welches regelmäßig aktualisiert wird (zuletzt am 
18. Januar 2024), abrufbar über https://view-hub.org/vaccine/covid/effe
c-tiveness-studies.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales
und Verkehr

79. Abgeordneter
René Bochmann
(AfD)

Wie hoch waren die wirklichen Kosten der Elb-
vertiefungen (Bundeswasserstraße) von Hamburg 
bis zur Nordsee (Planung, Realisierung, Fertig-
stellung), und wie hoch die danach entstandenen 
jährlichen Kosten für notwendige Baggerarbeiten 
(Fahrrinne und andere Teile der Elbe), um die 
Leichtigkeit und Sicherheit der Schifffahrt ge-
währleisten zu können?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 29. Januar 2024

Die Kosten für die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplan-Projekts 
Fahrrinnenanpassung Tideelbe einschließlich vorausgehender Strombau-
maßnahmen insbesondere zur zusätzlichen Sicherung der deichnahen 
Ufer beliefen sich zum Jahresende 2022 auf 490,2 Mio. Euro. Derzeit 
fallen nur noch Kosten für Monitoring und zur Beweissicherung an. Die 
jährlichen Unterhaltungskosten (parallel zum Ausbau) inklusive der fer-
tiggestellten und freigegebenen Fahrrinnenbreiten und -tiefen beliefen 
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sich im Jahr 2019 auf 48 Mio. Euro, im Jahr 2020 auf 58 Mio. Euro, im 
Jahr 2021 auf 79 Mio. Euro, im Jahr 2022 auf 129 Mio. Euro und im 
Jahr 2023 auf 129 Mio. Euro.

80. Abgeordneter
René Bochmann
(AfD)

Sieht die Bundesregierung Gefährdungen in der 
Stabilität der Deiche an der Bundeswasserstraße 
Elbe zwischen Hamburg und der Nordsee durch 
Auskolkungen, insbesondere nach der Elbvertie-
fung, und welche Schritte sieht – soweit vorhan-
den – der Maßnahmenplan der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung bzw. der zuständigen Bun-
desbehörden im Falle eines Deichbruchs vor (zum 
Beispiel eine Evakuierung von Menschen und 
deren geschätzten Anzahl)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 30. Januar 2024

Die Zuständigkeit für die Standsicherheit der Landesschutzdeiche liegt 
grundsätzlich nicht im Verantwortungsbereich des Bundes, sondern der 
entsprechenden Bundesländer. Ob und welche Maßnahmen zu veranlas-
sen sind, wird in regelmäßigen Deichschauen festgelegt. Hierbei werden 
auch die aktuellen Gewässerpeilungen der Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes mit einbezogen. Eine erhöhte Gefährdung, 
auch durch die Fahrrinnenanpassung der Unter- und Außenelbe, wird 
auf dieser Grundlage nicht gesehen.

81. Abgeordneter
Hansjörg Durz
(CDU/CSU)

Was ist der aktuelle Stand der Umsetzung für die 
geplanten praktischen Fahrtests mit automatisier-
ten Fahrzeugen auf der Autobahn A 8, und zu 
welchem konkreten Zeitpunkt sollen nach derzei-
tigem Planungsstand erste Fahrtests gemäß Le-
vel 3 auf der A 8 erfolgen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 29. Januar 2024

In den kommenden Jahren wird ein stetig wachsender Anteil an automa-
tisierten Fahrzeugen (Level 3 bzw. Level 4 nach SAE J 3016) auf deut-
schen Autobahnen erwartet. Im Rahmen eines durch das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr initiierten Forschungsprojekts werden 
die Auswirkungen dieser prognostizierten Veränderung des Straßenver-
kehrs untersucht.
Seit Projektstart wurde innerhalb der Verkehrssimulationssoftware be-
reits ein Verkehrssimulationssystem für einen gemischt konventionellen 
und automatisierten Verkehr aufgebaut, mit dem es möglich sein soll, 
realitätsnahe Simulationsergebnisse zu erzielen. Die nächste Phase des 
Projekts sieht vor, die bisherigen Ergebnisse durch praktische Fahrtests 
mit automatisierten Fahrzeugen z. B. auf der Autobahn 8 zu validieren. 
Derzeit sind noch keine Fahrzeuge auf dem Markt verfügbar, die im 
automatisierten Fahrmodus eine Geschwindigkeit von 130 km/h errei-
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chen dürfen, sodass die geplanten Testfahrten derzeit noch nicht durch-
geführt werden können.
Zwar gibt es bereits zugelassene Fahrzeuge mit einem Advanced Driver 
Assistance System (ALKS), das dem SAE Level 3 entspricht, jedoch ist 
deren zulässige Höchstgeschwindigkeit während der automatisierten 
Fahrt auf 60 km/h begrenzt.

82. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie stellten sich die Pünktlichkeitswerte in den 
S‑Bahn-Netzen in den Jahren 2019, 2020, 2021, 
2022 und 2023 jeweils dar (bitte Werte für die 
ganzen Jahre sowie differenziert nach den 1. und 
2. Halbjahren angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 2. Februar 2024

Nach Auskunft der DB AG wird datenseitig nicht zwischen konzern-
externem Regionalverkehr und konzernexternen S-Bahnen unterschie-
den. Der konzernexterne Nahverkehr kann diesbezüglich nicht differen-
ziert werden. Eine Gesamtschau, wie sie in der Fragestellung eingefor-
dert wird, ist daher nicht möglich.

83. Abgeordneter
Dr. Jonas Geissler
(CDU/CSU)

Wann wird der nationale Gesetzentwurf zu Fahr-
zeugdaten vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr (BMDV) veröffentlicht, und was re-
gelt er genau (vgl. Antwort der Bundesregierung 
auf meine Schriftliche Frage 10/217 auf Bundes-
tagsdrucksache 20/9004)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Kluckert
vom 29. Januar 2024

Es kann weiterhin kein Zeitpunkt für die Veröffentlichung des nationa-
len Gesetzesentwurfs genannt werden. Hintergrund ist, dass u. a. der 
Vorschlag der Europäischen Kommission für eine sektorale Regelung 
zum Zugang zu Fahrzeugdaten, -funktionen und -ressourcen noch abzu-
warten ist. Des Weiteren ist am 11. Januar 2024 der Data Act in Kraft 
getreten und wird nach einer grundsätzlichen Übergangsfrist von 20 Mo-
naten ab dem 12. September 2025 EU-weit direkt anwendbares Recht 
werden. Er betrifft grundsätzlich ebenfalls die Daten vernetzter Fahrzeu-
ge.

84. Abgeordneter
Dr. Jonas Geissler
(CDU/CSU)

Wie will das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr angesichts der Kürzungen im Haushalt 
im Bereich „Förderinitiative zur Attraktivitätsstei-
gerung und Barrierefreiheit von Bahnhöfen“ die 
Barrierefreiheit im Verkehrswesen herstellen, und 
welche Förderungen sind von den geplanten Kür-
zungen betroffen (bitte nach allen gestrichenen 
Projekten/Förderungen aufschlüsseln)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 30. Januar 2024

Zur Sicherstellung der Umsetzung der laufenden Sonderprogramme ist 
die Nutzung von im Haushaltstitel 1202 891 09 gebildeten Ausgabe-
resten vorgesehen. Die Herstellung der Barrierefreiheit an Bahnhöfen ist 
somit grundsätzlich weiterhin möglich.

85. Abgeordneter
Christian Görke
(fraktionslos)

Wie hoch sind durchschnittlich die Kosten für 
einen Halt eines ICs an einem Bahnhof, der bisher 
nicht vom Fernverkehr bedient wird, und gibt es 
Möglichkeiten, wie ein Bundesland, ein Land-
kreis oder eine Kommune sich beim Bund für 
einen solchen zusätzlichen Halt einsetzen kann 
(z. B. durch ein Angebot zur Übernahme der Kos-
ten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 29. Januar 2024

Der Schienenpersonenfernverkehr wird in Deutschland eigenwirtschaft-
lich erbracht. Aufgrund der Eigenwirtschaftlichkeit des Fernverkehrs ist 
die Bestellung von Zügen oder Halten nicht vorgesehen.
Es gibt auf einigen Streckenabschnitten Kooperationsmodelle zwischen 
dem Fernverkehr und dem Aufgabenträger, so beispielsweise im IC-
Zugpaar zwischen Cottbus, Berlin und Potsdam, in dem nach einem Ver-
gabeverfahren auch Nahverkehrsfahrscheine anerkannt werden. Eine 
solche Tarifanerkennung kann vom Aufgabenträger ausgeschrieben wer-
den
Die Realisierbarkeit eines Fernverkehrsangebots ist nach Angaben der 
Deutschen Bahn AG (DB AG) von vielen Faktoren abhängig. Kosten 
zusätzlicher Haltepunkte sind schwer generalisierbar. So muss unter an-
derem die jeweilige Bahnstrecke freie Kapazitäten in geeigneten Zeit-
lagen aufweisen, die Infrastruktur muss für einen Halt geeignet sein 
(u. a. Bahnsteiglängen) und es muss ein passendes Fahrzeug sowie das 
zugehörige Personal zur Verfügung stehen. Bei jedem Halt eines Zuges 
muss zudem berücksichtigt werden, ob der zusätzliche Zeitbedarf Nach-
teile für die übrigen Fahrgäste auslöst, z. B. durch den Verlust von An-
schlüssen. Die DB Fernverkehr AG finanziert ihr Fernverkehrsangebot 
vollständig aus den Ticketerlösen. Ein Zug bzw. ein Halt eines Zuges 
muss daher eine ausreichende Nachfrage durch Fahrgäste aufweisen, um 
die Kosten decken zu können. Einflüsse auf die Kosten einzelner Halte-
punkte haben zudem das jeweils eingesetzte Fahrzeug, das Personal, die 
verbrauchte Energie sowie die individuellen Strecken. Hinzu kommen 
Trassen- und Stationsgebühren für die Nutzung der Bahnstrecken und 
Bahnhöfe; diese können in den entsprechenden Veröffentlichungen des 
Infrastrukturbetreibers DB InfraGO AG nachgelesen werden, u. a. unter 
www.dbinfrago.com/web/schienennetz/leistungen/trassen/tras-senpreise/
Trassenpreissystem/tps-2024-10879322.
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86. Abgeordneter
Ulrich Lange
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung, die Ausnahmerege-
lung für die Lkw-Maut in § 1 Absatz 2 des Bun-
desfernstraßenmautgesetzes auf Fahrzeuge von 
Marktkaufleuten zu erweitern, oder sie mit ande-
ren Regelungen von der Lkw-Maut zu befreien?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 30. Januar 2024

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen die Regelungen der 
Richtlinie 1999/62/EG (sog. Eurovignetten-/Wegekosten-Richtlinie), die 
unter anderem Vorgaben für die Erhebung von Straßenbenutzungsge-
bühren enthält, beachten. Die Richtlinie enthält auch Vorgaben, welche 
Mautbefreiungen die Mitgliedstaaten erteilen können. Eine Mautbefrei-
ung für Fahrzeuge von Marktkaufleuten ist darin nicht vorgesehen. Eine 
Erweiterung der bestehenden Mautbefreiungen über die Vorgaben der 
Richtlinie hinaus ist daher nicht möglich.
Fahrzeuge von Marktkaufleuten können jedoch im konkreten Einzelfall 
unter bereits bestehende Befreiungstatbestände oder die künftige soge-
nannte „Handwerkerausnahme“ fallen, sofern Fahrzeuge mit einer tech-
nisch zulässigen Gesamtmasse von weniger als 7,5 Tonnen, die zur Be-
förderung von Material, Ausrüstungen oder Maschinen, die der Fahrer 
zur Ausübung seines Handwerks oder seines mit dem Handwerk ver-
gleichbaren Berufs benötigt, oder zur Auslieferung von handwerklich 
hergestellten Gütern, wenn die Beförderung nicht gewerblich erfolgt, be-
nutzt werden.
Darüber hinaus sind in der Landwirtschaft übliche Beförderungen von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie damit unmittelbar verbundene 
Leerfahrten durch Landwirte für eigene Zwecke bereits jetzt nach § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 i. V. m. § ??? BFStrMG i. V. m. § 2 Absatz 1 
Nummer 7 des GüKG grundsätzlich mautbefreit. Sofern ein landwirt-
schaftlicher Betrieb selbst hergestellte Erzeugnisse der Urproduktion 
zum Verkauf auf einem Markt transportiert, ist die Fahrt somit grund-
sätzlich von der Maut befreit.

87. Abgeordneter
Mike Moncsek
(AfD)

Plant die Bundesregierung Maßnahmen zur 
Sanierung bzw. Unterstützung der Flughäfen 
Dresden und Leipzig-Halle angesichts des ca. 
145 Mio. Euro großen Finanzlochs und der Ge-
fährdung von ca. 1.300 Stellen bei der Mitteldeut-
schen Flughafen AG (vgl. www.saechsische.de/w
irtschaft/sachsen-mfag-dresden-leipzig-flughafen-
millionengrab-airport-5958852-plus.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 2. Februar 2024

Nein.
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88. Abgeordneter
Sören Pellmann
(fraktionslos)

Wie viele Bahnhöfe waren bis zum 1. Januar 2024 
nach Kenntnis der Bundesregierung nicht voll-
ständig barrierefrei, und wie viele werden voraus-
sichtlich bis zum 1. Januar 2025 nicht vollständig 
barrierefrei sein (bitte Auflistung der Anzahl nach 
Bundesländern)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 30. Januar 2024

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) werden jährlich rund 
100 Bahnhöfe bzw. 150 Bahnsteige der DB Station & Service AG bar-
rierefrei umgebaut. Die Maßnahmenplanung hierfür erfolgt bahnsteigbe-
zogen, da sich die Bahnsteige eines Bahnhofs in ihrem technischen Zu-
stand unterscheiden können. Angaben im Sinne der Fragestellung erfol-
gen, soweit die Zahlen mit Stand Dezember 2023 erhoben wurden. An-
gaben für einen zukünftigen Stand zum 1. Januar 2025 liegen nicht vor.
Nach Angaben der DB AG sind Bahnhöfe bzw. Bahnsteige in den fol-
genden Ausprägungen bereits barrierefrei gestaltet:
– Nahezu alle Stationen und Bahnsteige (jeweils 99 Prozent) sind mit 

visuellen Anzeigen sowie mit akustischen Lautsprecheransagen aus-
gestattet.

– In 96 Prozent aller Stationen mit Treppen (97 Prozent der Bahn-
steige) sind die Treppenstufen entsprechend markiert.

– 95 Prozent der Stationen und Bahnsteige sind mit kontrastreicher und 
gut erkennbarer Wegeleitung ausgerüstet.

– 82 Prozent aller Stationen (87 Prozent der Bahnsteige) sind über stu-
fenfreie Zugänge erreichbar. Damit gelangen rund 93 Prozent der 
Reisenden stufenlos zum Bahnsteig.

– An 71 Prozent der Stationen (75 Prozent der Bahnsteige) finden Rei-
sende an allen Treppen und Rampen zum Bahnsteig taktile Handlauf-
schilder vor.

– 66 Prozent der Stationen (69 Prozent der Bahnsteige) haben eine 
Höhe von mindestens 55 cm.

– Bei 61 Prozent der Stationen (64 Prozent der Bahnsteige) sind taktile 
Blindenleitstreifen in die Bahnsteigoberfläche integriert.

– Taktile Wegeleitung gibt es an über der Hälfte (58 Prozent) der Sta-
tionen (61 Prozent der Bahnsteige).

Detailangaben im Sinne der Fragestellung sind der Anlage zu entneh-
men.*

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/10233 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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89. Abgeordneter
Dr. Christoph Ploß
(CDU/CSU)

Wie viele Millionen Euro hat die DB Cargo AG 
in den Jahren 2023 und 2024 für Leistungen der 
Unternehmensberatung McKinsey & Company 
ausgegeben (bitte die jeweilige Gesamtsumme in-
klusive der bis Ende 2024 bereits vertraglich fi-
xierten Leistungen bzw. Zahlungen angeben), und 
für welche Leistungen hat die DB Cargo AG die 
Unternehmensberatung McKinsey & Company 
beauftragt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 30. Januar 2024

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG wurde die Unternehmensbera-
tung McKinsey & Company durch die DB Cargo AG in den Jahren 2023 
und 2024 nicht beauftragt.

90. Abgeordneter
Bernd Riexinger
(fraktionslos)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse bzw. 
Schätzungen vor, wie viele Kundinnen und Kun-
den der Deutschen Bahn AG durch den geplanten 
Wegfall der analogen Bahncard (Plastikkarte) 
nicht mehr von dieser profitieren können, bei-
spielsweise durch Nicht-Besitz und eingeschränk-
te Fähigkeit zur Nutzung eines entsprechenden 
Endgerätes, und wie bewertet die Bundesregie-
rung das Auslaufen der analogen Bahncard und 
den damit einhergehenden Ausschluss von be-
stimmten Personenkreisen von diesem Angebot?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 1. Februar 2024

Der Bundesregierung liegen keine Informationen darüber vor, wie viele 
Kundinnen und Kunden der Deutschen Bahn AG (DB AG) die Bahn-
Card nach dem geplanten Wegfall der analogen Form nicht mehr nutzen 
können.
Die Bundesregierung befürwortet ein inklusives Angebot der DB AG, 
welches allen Kundinnen und Kunden zugänglich ist. Nach Angaben der 
DB AG sollen für diejenigen, die bereits eine BahnCard besitzen und 
keinen Smartphone-Zugang haben, Lösungen angeboten werden, die den 
Übergang zur digitalen Nutzung erleichtern. Aktuell können Kundinnen 
und Kunden mit vorhandener Plastikkarte diese bis zum Ende der aufge-
druckten Gültigkeit weiterhin nutzen. Danach wird bis auf weiteres im 
Zug ein Ersatzdokument (PDF-Dokument in digitaler Form oder als Pa-
pier-Ausdruck) als BahnCard anerkannt.

91. Abgeordneter
Daniel Rinkert
(SPD)

Was sind die nächsten Schritte zum Ausbau des 
Knotens A 44/A 46, und wie bewertet die Bun-
desregierung in diesem Zusammenhang die Leit-
entscheidung der Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen mit Blick auf den Lückenschluss?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 30. Januar 2024

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) hat die von 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen am 19. September 2023 be-
schlossene Leitentscheidung 2023 „Meilenstein für den Klimaschutz, 
Stärkung der Versorgungssicherheit und Klarheit für die Menschen in 
der Region“ zur Kenntnis genommen. Die Autobahn 61 ist eine für den 
europäischen Transit bedeutsame Autobahnverbindung. Alternative Lö-
sungen müssten den Verkehr daher ebenfalls nachweislich bedarfsge-
recht und sicher abwickeln können. Geeignete Lösungen sind Gegen-
stand der Beratungen zwischen dem BMDV und der für die Planung zu-
ständigen Autobahn GmbH des Bundes.

92. Abgeordneter
Patrick Schnieder
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Anord-
nungsgrundlage für die Aufbringung von allein-
stehenden Radverkehr-Sinnbildern (sog. Pikto-
grammketten) in die straßenverkehrsrechtlichen 
Regelwerke aufzunehmen, nachdem im Jahr 2021 
ein durch das damalige Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur gefördertes For-
schungsprojekt zu dem Ergebnis kam, dass Pikto-
grammketten einen positiven Einfluss auf die ob-
jektive und subjektive Sicherheit von Radfahre-
rinnen und Radfahrern haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 30. Januar 2024

Piktogramme (Sinnbilder) auf der Fahrbahn besitzen grundsätzlich kei-
nen eigenen Regelungscharakter. Durch Schriftzeichen, Sinnbilder oder 
die Wiedergabe eines Verkehrszeichens auf der Fahrbahn kann der Fahr-
zeugverkehr lediglich zusätzlich auf eine besondere Verkehrssituation 
aufmerksam gemacht werden. Von dieser Möglichkeit ist nach der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-
StVO) nur sparsam Gebrauch zu machen. In der Regel wird mit Sinnbil-
dern auf der Fahrbahn auf die vorgesehene oder ausschließlich zugelas-
sene Verkehrsart aufmerksam gemacht (z. B. zur Kennzeichnung von 
Schutzstreifen, Radfahrstreifen oder von gemeinsamen Geh- und Rad-
wegen ohne Benutzungspflicht). Es ist zu befürchten, dass dieser Bedeu-
tungsgehalt – mit Piktogrammen die Erkennbarkeit von Sonderwegen zu 
unterstützen – durch Fahrrad-Piktogrammketten im Mischverkehr ver-
wässert würde und Missverständnisse bei den Verkehrsteilnehmern ent-
stehen, die sich auch auf die Sicherheit des Straßenverkehrs negativ aus-
wirken können. Da die Ergebnisse der Studie die zuvor genannten Punk-
te nicht in hinreichendem Maße entkräften, plant die Bundesregierung 
aktuell keine Regelung zu Fahrrad-Piktogrammketten.
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93. Abgeordnete
Nadine Schön
(CDU/CSU)

Ist es richtig, dass die bundeseigene Gesellschaft 
Toll Collect GmbH keine Möglichkeit sieht, pri-
vaten Unternehmen, die mit ihren Fahrzeugen im 
Auftrag der öffentlichen Hand den Streu- und 
Räumdienst übernehmen (ansonsten die Fahrzeu-
ge aber für ihre Zwecke nutzen), für den Leis-
tungszeitraum die Mautausgaben zurückzuerstat-
ten, und wenn ja, wie und wann soll das Problem 
gelöst werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 2. Februar 2024

Fahrzeuge, die ausschließlich für den Straßenunterhaltungs- und Stra-
ßenbetriebsdienst einschließlich Straßenreinigung und Winterdienst ge-
nutzt werden, sind nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Bundes-
fernstraßenmautgesetzes (BFStrMG) von der Lkw-Maut befreit.
Für Fahrzeuge der Straßen- und Autobahnmeistereien sowie Landesbe-
triebe Straßenbau und entsprechende Einrichtungen der Gemeinden und 
Kreise besteht eine generelle Vermutung der zweckentsprechenden Ver-
wendung.
Für Fahrzeuge privater Unternehmen, die im Auftrag der öffentlichen 
Hand zu diesen Zwecken Fahrten durchführen, besteht eine situative Be-
freiung. Auch Subunternehmer können sich auf den Befreiungstatbe-
stand berufen, soweit die Auftragskette schlüssig dargelegt wird. Die 
Autobahnbenutzung muss jeweils der Erfüllung der übernommenen 
Dienstleistung, d. h. zum ausschließlichen und unmittelbaren Zweck der 
„Straßenunterhaltung“ bzw. des „Straßenbetriebs“ dienen. Benutzungen 
des mautpflichtigen Streckennetzes, die diesen Zwecken nicht dienen, 
also allgemeine Fahrten (wie z. B. normaler Werkverkehr ohne Bezug zu 
Straßenunterhaltungsarbeiten), begründen dagegen keine Gebührenbe-
freiung.
Sollte irrtümlicherweise Lkw-Maut für ein mautbefreites Fahrzeug ent-
richtet worden sein, kann ein Antrag auf Erstattung dieser Mautgebüh-
ren gestellt werden. Die Bearbeitung von Erstattungsverfahren zur Lkw-
Maut obliegt nach § 4 Absatz 2 Satz 2 BFStrMG dem Bundesamt für 
Logistik und Mobilität (BALM), nicht der Mautsystembetreibergesell-
schaft Toll Collect GmbH. Die Voraussetzungen für die Mauterstattung 
nach § 4 Absatz 2 BFStrMG in Verbindung mit § 10 der Lkw-Maut-Ver-
ordnung, insbesondere das Bestehen eines Erstattungsanspruchs, müssen 
nachgewiesen werden.

94. Abgeordneter
Johannes Steiniger
(CDU/CSU)

Ist die Aussage der beiden Geschäftsführer des 
Organisationskomitees der EURO 2024 weiterhin 
zutreffend, dass es noch kein nationales Mobili-
tätskonzept für die Fußball-Europameisterschaft 
2024 gibt (www.sueddeutsche.de/sport/fussball-kr
itik-am-bund-spuerbar-keine-vision-fuer-em-202
4-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-231031-9
9-772868), und wann plant die Bundesregierung 
die Vorlage eines solchen nationalen Mobilitäts-
konzepts?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 65 – Drucksache 20/10233

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

https://www.sueddeutsche.de/sport/fussball-kritik-am-bund-spuerbar-keine-vision-fuer-em-2024-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-231031-99-772868


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Oliver Luksic
vom 1. Februar 2024

Nein, dies ist nicht zutreffend. Das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr hat zur Vorbereitung von Maßnahmen der verschiedenen Ver-
kehrsträger unter breiter Beteiligung aller Stakeholder ein verkehrsträ-
gerübergreifendes „Nationales Mobilitätskonzept“ erstellt und auf der 
Sitzung des „Nationalen Koordinierungsausschusses zur UEFA EURO 
2024“ am 18. Januar 2024 in Frankfurt/Main vorgestellt. Das Konzept 
führt die jeweiligen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der Betei-
ligten auf und dient als Unterstützung für die weiteren Planungen der 
EURO 2024 GmbH als Organisator.

95. Abgeordneter
Dr. Volker Ullrich
(CDU/CSU)

Liegen der Bundesregierung genaue Zahlen vor, 
wie hoch der konkrete Anteil der jugendlichen 
Nutzer des deutsch-französischen Freundschafts-
passes ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Theurer
vom 30. Januar 2024

Aufgrund der definierten Konditionen konnte der deutsch-französische 
Freundschaftspass von jungen Erwachsenen zwischen 18 und 27 Jahren 
genutzt werden. Insgesamt standen 30.000 Pässe zur Verfügung, die alle 
ausgegeben wurden. Ausweislich des Zuwendungsbescheids wird die 
DB Fernverkehr AG dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
zum 30. Juni 2024 einen zusammenfassenden Bericht übermitteln.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

96. Abgeordneter
Alexander 
Engelhard
(CDU/CSU)

Welche Mittel sind im Bundeshaushalt für 2024 
vorgesehen, und welche Initiativen unterstützt die 
Bundesregierung, um die Sanierung von mit per- 
und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS) be-
lastete Böden und Gewässer zu fördern und um 
die Entwicklung PFAS-freier Alternativen (Sub-
stitute) zu fördern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Bettina Hoffmann
vom 29. Januar 2024

Die Zuständigkeit für die Erfassung schädlicher Bodenveränderungen, 
z. B. verursacht durch Einträge von per- und polyfluorierten Alkylsubs-
tanzen (PFAS), und die Sanierung solcher Flächen liegt bei den Ländern 
und den örtlichen Behörden. Dies gilt sowohl für punktuelle als auch 
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großflächige Belastungen. Daher sind keine Finanzmittel für die Sanie-
rung mit PFAS belasteter Böden und Gewässer im Bundeshaushalt ein-
gestellt.
Über seinen Ressortforschungsplan unterstützt das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(BMUV) allerdings Studien zu PFAS, um umweltpolitische Entschei-
dungen abzusichern und zu flankieren.
Auf Veranlassung der Umweltministerkonferenz hat das BMUV außer-
dem mit Vertretern der Bundesländer und mit Unterstützung des Um-
weltbundesamtes (UBA) einen PFAS-Leitfaden erarbeitet. Zwischen-
zeitlich haben alle Bundesländer diese Vollzugshilfe in Gänze oder in 
Teilen in ihr Regelwerk übernommen (www.bmuv.de/download/leitfade
n-zur-pfas-bewertung). Darüber hinaus hat das UBA den Ländern eine 
umfassende Arbeitshilfe zur Unterstützung an die Hand gegeben (www.
umweltbundes-amt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/202
0-07-13_texte_137-2020_handbuch_pfas.pdf).
Die Substitutionsforschung zu kritischen Materialien wird im Material-
forschungsprogramm „Vom Material zur Innovation“ des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung im Kontext der Förderschwerpunkte 
„Materialsicherheitsforschung“ und „Nachhaltige Materialinnovationen“ 
berücksichtigt, wobei bisher kein besonderer Fokus auf PFAS besteht. 
Mit Hilfe von nationalen Stakeholder-Workshops werden derzeit For-
schungs- und Innovations (FuI)-Bedarfe aus Sicht von Industrie und 
Wissenschaft sowie der Sachstand in Bezug auf die Verfügbarkeit von 
PFAS-Substituten branchen-übergreifend ausgelotet mit dem Ziel, ent-
sprechende Impulse für die zukünftige FuI-Förderung auf nationaler 
bzw. auf EU-Ebene im Rahmen des EU-Rahmenprogramms für For-
schung und Innovation für die Jahre 2021 bis 2027 („Horizont Europa“) 
einzuholen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

97. Abgeordneter
Alexander Föhr
(CDU/CSU)

Wie viele finanzielle Mittel stellt die Bundes-
regierung zur Unterstützung der ukrainischen 
Hochschul- und Forschungslandschaft seit dem 
Jahr 2020 zur Verfügung, und mit wie vielen fi-
nanziellen Mitteln kalkuliert die Bundesregierung 
vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages für die Jahre 2024 und 2025 
(bitte nach Möglichkeit tabellarisch nach Jahren 
auflisten)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Jens Brandenburg
vom 1. Februar 2024

Die nachfolgende Tabelle listet die ausbezahlten bzw. veranschlagten fi-
nanziellen Mittel der Bundesregierung zur Unterstützung der ukraini-
schen Hochschul- und Forschungslandschaft auf, soweit diese sich ent-
sprechend der Anfrage auswerten lassen. Hierbei wurden u. a. folgende 
Maßnahmen berücksichtigt:
• bilaterale Kooperationsmaßnahmen zwischen deutschen und ukraini-

schen Einrichtungen, wobei in der Regel nur die deutschen Einrich-
tungen eine Förderung erhalten. Die ukrainischen Einrichtungen pro-
fitieren hier indirekt durch die Kooperation mit den geförderten deut-
schen Partnern.

• Maßnahmen zur Unterstützung von aus der Ukraine geflüchteten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie Studierender,

• Stipendien für ukrainische Hochschulen bzw. ukrainische Wissen-
schaftlerinnen wie Wissenschaftler bzw. Studierende,

• Maßnahmen, die der Koordinierung dienen, etwa der Koordinierung 
der Forschungszusammenarbeit oder der koordinierten Vernetzung, 
Beratung und Unterstützung ukrainischen Studierender sowie Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, die nach Deutschland kom-
men.

• Maßnahmen, die ukrainische Hochschulen bei der Digitalisierung des 
Hochschulbetriebs unterstützen oder im Bereich Wissenschafts-
management angesiedelt sind.

Die Angaben für die Jahre 2020 bis 2022 enthalten IST-Zahlen. Für das 
Jahr 2023 wurden je nach Verfügbarkeit IST- oder SOLL-Zahlen ge-
nutzt. Die Zahlen sind daher als vorläufig anzusehen. Für das Jahr 2024 
sind keine abschließenden Planzahlen verfügbar. Dies liegt u. a. daran, 
dass einem Teil der Maßnahmen keine länderspezifische Unterteilung 
zugrunde liegt und die Mittel entsprechend der Bewerbersituation veran-
schlagt werden. Zum Teil sind die Planungen einzelner Organisationen 
noch nicht abgeschlossen. Die Finanzplanzahlen 2025 sind Gegenstand 
des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2025, insofern können hierzu eben-
falls noch keine Angaben übermittelt werden.

Jahr 2020 2021 2022 2023*
Finanzmittel der Bundesregie-
rung für die Unterstützung der 
ukrainischen Hochschul- und 
Forschungslandschaft
(in Mio. Euro)

8,38 8,32 34,84 46,00

*) Vorläufige Zahlen

98. Abgeordneter
Thomas Jarzombek
(CDU/CSU)

Wie oft hat sich die Bundesministerin für Bildung 
und Forschung Bettina Stark-Watzinger bzw. Ver-
treter des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung seit März 2023 mit Vertretern kommu-
naler Spitzenverbände explizit zu den Anforde-
rungen an ein Startchancen-Programm ausge-
tauscht (bitte im Einzelnen ausführen)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Jens Brandenburg
vom 31. Januar 2024

Für die erfolgreiche Umsetzung des Startchancen-Programms ist ein 
konstruktives Zusammenwirken der Akteure auf allen Ebenen des Bil-
dungswesens von entscheidender Bedeutung. Neben den Verhandlungen 
mit den Ländern ist auch die Einbindung der Vertreterinnen und Vertre-
tern der kommunalen Spitzenverbände ein wichtiges Anliegen des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF). Daher fand nach 
der Einigung auf gemeinsame Eckpunkte zum Startchancen-Programm 
auf Initiative des BMBF am 2. November 2023 ein gemeinsames Ge-
spräch von Bund und Ländern mit Vertreterinnen und Vertretern der 
kommunalen Spitzenverbände (KSV) auf Staatssekretärsebene statt. Zu-
vor haben bereits auf dem Bildungsgipfel am 14. und 15. März 2023 
Vertreterinnen und Vertreter von Bund, Ländern, Kommunen, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft über die Herausforderungen im Bildungs-
system und das Startchancen-Programm diskutiert.
Am 23. November 2023 sprach der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Jens Brandenburg auf dem Deutschen Schulleiterkongress – einer 
gemeinsamen Veranstaltung des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des (DStGB), des Deutschen Städtetages (DST) und des Verbandes Bil-
dung und Erziehung – mit kommunalen Vertreterinnen und Vertretern, 
auch über die Umsetzung des Startchancen-Programms. Am 6. Mai 
2024 wird Dr. Jens Brandenburg in Leipzig bei einer Sitzung des Aus-
schusses für Bildung, Sport und Kultur des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes schwerpunktmäßig zum Startchancen-Programm spre-
chen.
Darüber hinaus erfolgen regelmäßig weitere Gespräche am Rande von 
thematisch relevanten Terminen und Veranstaltungen.

99. Abgeordneter
Sören Pellmann
(fraktionslos)

Plant die Bundesregierung den „Digitalpakt Schu-
le“ mit dem 12. Dezember 2023 angekündigten 
„Digitalpakt Schule 2.0“ fortzusetzen (vgl. www.
bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-982716), 
und wenn nein, welche Auswirkungen wird das 
Auslaufen des „Digitalpakts Schule“ aus Sicht der 
Bundesregierung auf Schulen und Kommunen ha-
ben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Jens Brandenburg
vom 2. Februar 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Großen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/9657 
verwiesen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

100. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Wie genau sieht das Verfahren nach Kenntnis der 
Bundesregierung aus, in dem sämtliche lokale 
Partnerorganisationen der Entwicklungszusam-
menarbeit in Judäa und Samaria und im Gaza-
Streifen einzeln und in einem mehrstufigen Ver-
fahren geprüft werden, und wer führt dieses Ver-
fahren durch(www.juedische-allgemeine.de/politi
k/deutschland-zahlt-palaestinensern-wieder-entwi
cklungshilfe/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen
vom 31. Januar 2024

Die Beantwortung der Frage kann aus Gründen des Staatswohls nicht 
offen erfolgen. Am 11. Dezember 2023 ging dem Sekretariat des Aus-
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung der Be-
richt des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung zur Überprüfung der Zusammenarbeit mit den Palästinensi-
schen Gebieten zu. Dieser Bericht ist gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 4 der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz vom 
10. August 2018 (Verschlusssachenanweisung – VSA) als „VS – NUR 
FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft, da die Kenntnisnahme 
durch Unbefugte für die Interessen der Bundesrepublik nachteilig sein 
kann, und wird dem Deutschen Bundestag als Anlage zu dieser Antwort 
separat übermittelt.*

Die Bundesregierung macht sich die Bezeichnung des besetzten West-
jordanlandes als Judäa und Samaria nicht zu eigen.

101. Abgeordneter
Dr. Wolfgang 
Stefinger
(CDU/CSU)

Mit welchen konkreten Maßnahmen konnte das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung sicherstellen, dass das 
am 8. Dezember 2022 gestarteten Projekt „UN-
RWA Rehabilitierung von Wohnraum in Gaza“ 
(IATI Maßnahmen-ID DE-1-202218444), dessen 
Mittel bereits zu 100 Prozent ausgezahlt wurden, 
nicht direkt oder indirekt an die Hamas oder ande-
re terroristische Organisationen gelangten, und 
weshalb wurde oder wird das Projekt nicht evalu-
iert (Quelle: www.transparenzportal.bund.de/de/d
etailsuche/DE-1-202218444?country=PS&q=Wo
hnen)?

* Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat einen Teil der Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ ein-
gestuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Niels Annen
vom 31. Januar 2024

Für alle über UNRWA umgesetzten Vorhaben des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) gibt es 
mehrstufige Kontrollsysteme, um Mittelfehlverwendung zugunsten der 
Hamas oder anderer militanter Gruppierungen sowie Sanktionsverlet-
zungen auszuschließen. Dieses Sicherheits- und Kontrollsystem wurde 
nach dem Angriff der Hamas am 7. Oktober 2023 erneut auf den Prüf-
stand gestellt und als effektiv bewertet. Darüber wurde der Ausschuss 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (AwZ) umfänglich 
mündlich und schriftlich unterrichtet. Kontrollen werden sowohl von der 
KfW als auch von UNRWA selbst durchgeführt. Sie umfassen eine 
Überprüfung der Mitarbeitenden von UNRWA als auch der Partnerorga-
nisationen, Baufirmen und Lieferanten. Auf Verdachtsfälle folgen un-
mittelbar arbeitsrechtliche Schritte. Bei der Projektumsetzung finden 
kontinuierlich Fortschrittskontrollen vor Ort statt, um festzustellen, ob 
die Materialien auch an ihrem Bestimmungsort ankommen. Israelische 
Behörden sind bei der Umsetzung in den Palästinensischen Gebieten eng 
eingebunden, in Gaza etwa bei der Genehmigung von Materialeinfuh-
ren. Die Listen von UNRWA-Mitarbeitenden in den Palästinensischen 
Gebieten und Gaza liegen Israel vor.
Nachdem UNRWA am 26. Januar 2024 mitgeteilt hat, dass es Verdachts-
fälle gegen zwölf UNRWA-Mitarbeiter gibt, hat die Bundesregierung am 
27. Januar 2024 entschieden, keine neuen Zusagen für UNRWA in Gaza 
zu bewilligen, bis Ergebnisse bei der Aufklärung vorliegen.
Das BMZ, ebenso wie die KfW, stehen über den Projektfortschritt in 
einem regelmäßigen Austausch mit UNRWA. Eine Evaluierung von 
Vorhaben wird i. d. R. erst nach Projektende vorgenommen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

102. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Auf welche Gesamtsumme werden sich nach ak-
tuellem Kenntnisstand der Bundesregierung die 
Kosten für die geplante Sanierung von Schloss 
Bellevue belaufen, und besteht nach Einschätzung 
der Bundesregierung die Möglichkeit, dass die 
geschätzten Kosten sich in der Zukunft noch wei-
ter erhöhen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol
vom 1. Februar 2024

Da Umfang, Kosten und terminlicher Rahmen der Sanierungsmaßnah-
men erst im Zuge der Planungen und mit Aufstellung einer Haushalts-
unterlage durch das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 
final ermittelt werden, sind zum jetzigen Zeitpunkt hierzu noch keine 
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belastbaren Aussagen möglich. Das Projekt befindet sich derzeit in der 
Phase der Entwurfsplanung.

103. Abgeordneter
Markus Uhl
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung Kompensationen für 
Kommunen, welche sich für Förderungen des ent-
fallenen Förderprogramms „Energetische Stadt-
sanierung“ beworben haben (falls ja, bitte die zu-
gehörigen Haushaltstitel und Haushaltsmittel nen-
nen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elisabeth Kaiser
vom 31. Januar 2024

Das 2011 gestartete Programm „Energetische Stadtsanierung“ hat bis-
lang Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung im Quar-
tier unterstützt. Während mit dem Zuschussprogramm KfW-432 die Er-
stellung integrierter Quartierskonzepte für Klimaschutz und Klima-
anpassung sowie die Umsetzung der Quartierskonzepte, insbesondere 
der nicht-investiven Maßnahmen, durch Sanierungsmanager gefördert 
wurde, haben die Kreditprogramme KfW-201/202 die Umsetzung von 
quartiersbezogenen investiven Maßnahmen der Wärme- und Kältever-
sorgung, der Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie Maßnahmen 
zum Ausbau grüner Infrastruktur und nachhaltiger Mobilität unterstützt.
Die Unterstützung städtebaulicher Transformationsprozesse mit Blick 
auf den Klimawandel ist nach wie vor ein wichtiges Ziel der Städtebau-
förderung. Seit 2020 sind Maßnahmen zum Klimaschutz beziehungs-
weise zur Anpassung an den Klimawandel in allen drei Programmen 
(„Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der Orts- und Stadtker-
ne“; „Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam 
gestalten“; „Wachstum und nachhaltige Erneuerung – Lebenswerte 
Quartiere gestalten“) Fördervoraussetzung.
Dem Klimaschutz dienen ferner unter anderem die vorgesehene finan-
zielle Unterstützung der Länder durch den Bund bei der Erstellung von 
Wärmeplänen nach dem neuen Wärmeplanungsgesetz in Höhe von 
500 Mio. Euro durch eine Änderung des Finanzausgleichgesetzes sowie 
weitere Förderprogramme des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK).
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Ergänzung

Die Bundesregierung hat die Antwort auf die Schriftliche Frage 206
auf Bundestagsdrucksache 20/9662 des Abgeordneten Matthias Gastel 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wie hat sich die Anzahl der Gleisanschlüsse in den letzten 15 Jahren 
bis einschließlich Mitte 2023 entwickelt, und wie haben sich im glei-
chen Zeitraum die Zahlen für Anträge nach dem Gleisanschluss-
förderprogramm entwickelt?
nachträglich ergänzt:
Angaben über die Anzahl der Gleisanschlüsse im Sinne der Fragestel-
lung werden von der Deutschen Bahn AG für Interessierte jährlich in der 
Übersicht „Daten & Fakten“ öffentlich zur Verfügung gestellt. Sie fin-
den diese unter: https://ir.deutschebahn.com/de/berichte/db-konzern-un
d-db-ag/.
Für das Jahr 2023 liegt noch keine Auswertung vor.
Im Hinblick auf die Anzahl jährlich geförderter Anschlüsse ist seit dem 
Amtsantritt der Bundesregierung eine deutliche Zunahme zu verzeich-
nen.
Insgesamt ist nach Angaben des Eisenbahnbundesamtes die folgende 
Anzahl an Förderbescheiden für die (Gleis-)Anschlussförderung seit 
dem Jahr 2008 ergangen:
2008: 16
2009: 26
2010: 22
2011: 17
2012: 19
2013: 17
2014:  5
2015: 10
2016:  7
2017:  8
2018: 13
2019: 11
2020:  6
2021:  6
2022: 21
2023: 18

Berlin, den 2. Februar 2024
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Anlage 
 
Kriterien zur weitreichenden Barrierefreiheit der Bahnsteige – deutschlandweit und nach Bundesländern aufgeschlüsselt  
Stand: Dezember 2023 

Deutschlandweit Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 9.250 69% 87% 61% 74% 99% 99% 97% 75% 95%            

Baden-
Württemberg 

Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 1.284 72% 91% 81% 66% 100% 100% 100% 81% 100%            

Bayern Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 1.581 58% 83% 45% 57% 98% 99% 97% 57% 95%            

Berlin Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 209 100% 96% 53% 90% 100% 100% 100% 89% 100%            

Brandenburg Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 519 74% 93% 56% 75% 100% 100% 96% 86% 100%            

Bremen Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 27 96% 89% 100% 85% 100% 100% 100% 92% 100%            

Hamburg Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 82 99% 88% 92% 72% 100% 100% 100% 78% 99%            

Hessen Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 793 67% 83% 54% 54% 100% 100% 93% 68% 92%            



Mecklenburg-
Vorpommern 

Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 284 69% 93% 73% 80% 99% 99% 100% 85% 92%            

Niedersachsen Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 641 87% 93% 90% 84% 100% 100% 99% 85% 100%            

Nordrhein-
Westfalen 

Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 1.179 79% 86% 56% 57% 99% 99% 95% 78% 95%            

Rheinland-Pfalz Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 718 63% 85% 60% 60% 96% 99% 99% 77% 92%            

Saarland Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 119 65% 73% 60% 56% 95% 98% 100% 76% 98%            

Sachsen Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 661 57% 87% 56% 58% 99% 100% 99% 75% 94%            

Sachsen-Anhalt Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 484 64% 87% 54% 64% 100% 100% 96% 67% 85%            

Schleswig 
Holstein 

Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 213 85% 98% 89% 82% 99% 99% 98% 81% 100%            

Thüringen Anzahl 
Bahnsteige 

% Bahnsteighöhe entspricht ≥ 
55cm 

% stufenfreie 
Erreichbarkeit des 
Bahnsteigs 

% - Taktiler Weg  % - Taktiler 
Leitstreifen auf 
dem Bahnsteig 

% Lautsprecher % FIA % 
Stufenmarkierung 

% Taktile 
Handlaufschilder 

% 
Wegeleitsystem 

2023 456 55% 82% 47% 62% 99% 100% 98% 78% 89% 

  



Erläuterung der DB AG zur Tabelle: 

Die DB InfraGO AG hat das Bewertungssystem „weitreichende Barrierefreiheit“ für bestehende Personenbahnhöfe entwickelt, um den Fortschritt messen und transparent darstellen zu können. Aus der 
EU-Verordnung „TSI PRM“ wurden verschiedene mobilitätseingeschränkte Gruppen an Kundinnen und Kunden sowie die folgenden Ausstattungsmerkmale abgeleitet, die für die barrierefreie 
Zugänglichkeit zu den Bahnsteigen der Personenbahnhöfe notwendig sind. Dies erfolgte in Abstimmung mit Vertreterinnen und Vertretern, die vom Deutschen Behindertenrat benannt wurden und für 
die programmbegleitende Arbeitsgruppe tätig sind. 

Pro Jahr baut die Deutsche Bahn (DB) rund 100 Bahnhöfe barrierefrei um, dabei im Schnitt rund 150 Bahnsteige pro Jahr. 

Auswertungen Stand Dezember 2023: 

1) Stufenfreier Zugang zu allen Bahnsteigen 
Treppen und Stufen sind für Rollstuhlfahrer:innen und Menschen mit Gehbehinderung, Familien mit Kleinkindern, Kinderwagen und/oder Gepäck sowie kleinwüchsige Menschen eine wesentliche 
Hürde. Da wo kein stufenfreier Zugang möglich ist, unterstützen Aufzüge oder lange Rampen.  

2) Bahnsteighöhen von mindestens 55 cm 
Bahnsteighöhen von mindestens 55 cm Höhe sind Voraussetzung dafür, dass Reisende niveaugleich ein- und aussteigen können, wenn Züge mit dazu passender Einstiegshöhe an den Fahrzeugtüren 
eingesetzt werden. Das ist besonders wichtig für den leichten und schnellen Ein- und Ausstieg von Rollstuhlfahrer:innen und Menschen mit Gehbehinderung, Familien mit Kleinkindern, Kinderwagen 
und/oder Gepäck sowie kleinwüchsige Menschen. 

3) Zugzielanzeiger oder dynamische Schriftanzeiger (DSA) 
Auf den Bahnsteigen zeigen Zugzielanzeiger oder sogenannte dynamische Schriftanzeiger wichtige und aktuelle Reisendeninformationen wie Abfahrtszeit oder Abweichungen in visueller Form an. 
Dies ist für alle Reisenden wichtig, besonders aber für Menschen mit Hörbehinderungen, gehörlose Menschen und Menschen mit eingeschränkter Kommunikationsfähigkeit. 

4) Akustische Durchsagen: Lautsprecheranlagen oder dynamische Schriftanzeiger mit Akustikmodul  
Neben der visuellen Anzeige informiert die DB Reisende am Bahnsteig auch mit akustischen Durchsagen. Dafür gibt es Lautsprecheranlagen oder Akustikmodule direkt an den dynamischen 
Schriftanzeigern. Lautsprecherdurchsagen sind insbesondere für blinde und sehbehinderte Menschen und auch für Menschen mit eingeschränkter Kommunikationsfähigkeit sehr wichtig. 

5) Taktile Wegeleitung zum Bahnsteig 
Taktile Leitsysteme helfen blinden und sehbehinderten Menschen sich auf dem Weg zum Bahnsteig mittels des Tastsinnes zu orientieren. Dies gelingt zum Beispiel mit baulichen Leitelementen wie 
(Rasen-)Borden, Wänden oder Handläufen oder, ggf. ergänzend dazu, mit taktilen Bodenplatten mit einem ertastbaren Relief aus Rippen oder Noppen. 

6) Taktiler Blindenleitstreifen auf dem Bahnsteig 
Bei Neubau oder Modernisierung eines Bahnsteigs gehört die Installation eines taktilen Blindenleitstreifens dazu, mit dem sich blinde und sehbehinderte Menschen im sicheren Abstand zum Gleis 
orientieren können. 

7) Kontrastreiche Markierung von Treppenstufen 
Gut erkennbare Markierungen der Stufenkanten mit einem hohem hell-dunkel-Kontrast sind besonders für sehbehinderte Menschen wesentlich, um Treppen einfach nutzen zu können. Sie sollen 
mindestens an der ersten und letzten Stufe eines Treppenlaufes angebracht sein. 

8) Taktile Handlaufschilder an Handläufen von Treppen oder Rampen 
Taktile Handlaufschilder an Treppen oder Rampen, die zu Bahnsteigen führen, geben Auskunft über Richtungs- und Gleisinformationen. Dies erfolgt über die les- und ertastbare Prismenschrift für 
sehbehinderte und blinde Menschen sowie über die Brailleschrift für geschulte blinde Menschen. 

9) Kontrastreiche Wegeleitung/Beschilderung 
Für eine sichere und schnelle Orientierung am Bahnhof ist eine gut erkennbare Beschilderung mit weißer oder gelber Schrift auf nachtblauem Untergrund besonders für sehbehinderte Reisende, aber 
auch für Menschen mit Hörbehinderungen, gehörlose Menschen und Menschen mit eingeschränkter Kommunikationsfähigkeit wichtig. 
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